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„Manchmal komme ich mir vor wie eine Funktion und nicht wie eine 
Person“1.  
Ob nun der Schulleiter, der Steuerberater, der Unternehmer, der 
Amtsleiter, die Krankenschwester oder eben der Integrationsbeauftragte: 
Solche Worte sind heute bei einer verantwortungsvollen Tätigkeit keine 
Seltenheit mehr. Menschen müssen funktionieren und im besten Fall nie 
den „Ausschaltknopf“ betätigen. Dies ist in einer Vielzahl von Berufen der 
Fall. Gerade bei einer Tätigkeit wie der Integrationsarbeit, die vor allem im 
Rahmen der erhöhten Zuwanderung seit dem Jahr 2015 vermehrt 
Aufmerksamkeit und dadurch einen höheren Stellenwert erlangte, ist ein 
„Ausschalten“ immer weniger möglich. Die kommunale Integrationsarbeit 
ist keine Tätigkeit, die im Sinne des „Dienstes nach Vorschrift“ 
abgearbeitet werden kann, sondern vielmehr eine Tätigkeit, die an 
Abendterminen und Wochenendveranstaltungen verrichtet wird, Flexibilität 
voraussetzt und einen intensiven Einsatz fordert. Ziel der kommunalen 
Integrationsarbeit ist es, eine Stadtgesellschaft zu entwickeln, die 
Migranten willkommen heißt und gleichzeitig eine Aufnahmegesellschaft 
schafft, die langfristig ihre Struktur den verschiedenen Bedürfnissen der 
Bürger aus unterschiedlichen Nationen anpasst. Die Verwaltung spielt 
dabei eine große Rolle um ein nachhaltiges und multikulturelles 
Miteinander im Rahmen ihrer kommunalen Pflichten und Möglichkeiten 
aufzubauen.  Integrationsbeauftragte haben dabei vor allem die Funktion 
als „Brückenbauer zwischen der Gesellschaft und Verwaltung“2 inne.  
In Deutschland, wo 2014  rund 16,4 Millionen Menschen mit 
Migrationshintergrund lebten, macht das einen Anteil von 20 % der 
Gesamtbevölkerung aus, welcher stetig weiter wächst. Dies zeigt deutlich, 
dass das Zusammenwachsen von Menschen verschiedener Kulturen eine 
immer größere Rolle spielt.  
                                            
1
 Experteninterview B2, Anlage 27, S. 8. 
2
 Experteninterview B3, Anlage 28, S. 8. 
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Gerade in Hinblick auf den demographischen Wandel und der 
abnehmenden Geburtenrate sowie dem immer höher werdenden 
Durchschnittsalter, besteht auch für Deutschland die Möglichkeit aus der 
Zuwanderung zu profitieren. Dabei ist jedoch von zentraler Wichtigkeit, 
dass Integration in verschiedenen Bereichen erfolgt, sei es die strukturelle 
Integration, die kulturelle oder die identifikative Integration3. 
Um einer drohenden Spaltung der Gesellschaft und gleichzeitig der 
Bildung von Parallelgesellschaften entgegenzuwirken, hat auch das 
Bundesland Baden-Württemberg die Notwendigkeit einer funktionierenden 
Integration erkannt und mit der „VwV- Integration“ die Schaffung oder 
Aufstockung von Stellen für Integrations – und Flüchtlingsbeauftragte 
bewilligt.  
1.1 Ziel der Arbeit 
Ziel dieser Arbeit ist es zu untersuchen, ob und inwiefern sich das 
Rollenverständnis der Integrationsbeauftragten in Baden-Württemberg 
aufgrund der erhöhten Zuwanderung im Jahr 2015 verändert hat. Dabei 
stehen inhaltliche und strukturelle Veränderungen, sowie Veränderungen 
innerhalb der Rolle als Integrationsbeauftragte im Fokus.  
Dazu wurden Integrationsbeauftragte in Form von Experteninterviews und 
einer Online-Umfrage befragt.  
1.2 Form und Aufbau der Arbeit 
Die Arbeit ist so aufgebaut, dass zu Beginn die theoretischen Grundlagen 
dargestellt und erklärt werden. Nach der Einleitung im ersten Kapitel 
werden die Begriffserläuterungen der verwendeten Schlagwörter im 
Kapitel zwei dargestellt.  
                                            
3
 Strukturelle Integration ist die Integration in den Arbeitsmarkt /Bildungsmarkt. Kulturelle 
Integration ist ein Veränderungsprozess bei Migranten und auch der 
Mehrheitsgesellschaft in Bezug auf Kompetenzen, Werte und Normen und Identifikative 
Integration durch Identifizierung mit der Aufnahmegesellschaft. Vgl. Heckmann, 2015. 
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Dabei geht es im Detail um das Verständnis von Integration im Rahmen 
der Willkommens- und Anerkennungskultur und der Integrationsprozesse 
sowie einer Erklärung des Migrationsbegriffes und der Rolle im Kontext 
der sozialen Rollentheorie.  
In Kapitel drei erhält der Leser einen Einblick in die Entwicklung von 
Integration und Migration in der Bundesrepublik Deutschland (BRD). 
Dabei wird auf die historische Entwicklung und die Verflechtungen 
innerhalb der EU eingegangen.  
In Kapitel vier wird die Zuwanderung im Deutschland im Hinblick auf den 
demographischen Wandel betrachtet und erläutert, inwiefern die 
Zuwanderung als Chance genutzt werden kann. 
Kapitel fünf beschäftigt sich im Speziellen mit dem Zuwanderungsjahr 
2015 und erörtert die Auswirkungen und die Integrationspolitiken auf 
verschiedenen Regierungsebenen in der BRD.  
Kapitel sechs behandelt die Rolle der Integrationsbeauftragten in Baden-
Württemberg. Hier wird auf die Differenzierung von 
Integrationsbeauftragten und Flüchtlingsbeauftragte eingegangen, die 
jeweilige Tätigkeit im gesetzlichen Hintergrund betrachtet sowie das 
Verständnis der Rolle beleuchtet. 
 
Kapitel sieben erläutert das methodische Vorgehen der Untersuchung. 
Zudem wird die Analysetechnik durch Theorien der empirischen 
Erhebungsformen erklärt und untermauert. Das erste Unterkapitel geht 
zunächst auf die für die Interviews verwendete qualitative Inhaltsanalyse 
ein. Dies beinhaltet den Aufbau des Leitfadens, die Erklärung der 
Analysetechnik und die Auswahl der Teilnehmer. Im zweiten Unterkapitel 
wird die schriftliche Befragung dargelegt. Dabei wird auf die Erstellung  




Das achte Kapitel stellt die Auswertung der mündlichen und schriftlichen 
Befragung dar. Dabei werden auf die Herausforderungen der 
Verwaltungen, die inhaltlichen- und strukturellen Veränderungen und die 
Einschätzung der Situation durch die Integrationsbeauftragten sowie auf 
ihre persönliche Wahrnehmung ihrer Rolle eingegangen.  
Das letzte und neunte Kapitel bildet den Abschluss der Arbeit. Darin 
werden die Hypothesen überprüft und alle wichtigen Erkenntnisse 
zusammengefasst.  
In der gesamten Arbeit wird auf die explizite Nennung der männlichen und 
der weiblichen Form verzichtet. Es sind stets beide Formen 
angesprochen, sofern nicht ausdrücklich die Rede  von nur einer 
Geschlechterform ist. Dies soll der besseren Lesbarkeit dienen. 
1.3 Relevanz des Themas für kommunale Verwaltungen 
Integrationsbeauftragte fungieren als Wegweiser und Vermittler in der 
immer größer werdenden multikulturellen Gesellschaft in Deutschland. Sie 
reflektieren die kommunalpolitische Ebene und sind Ansprechpartner 
verschiedener Behörden, Vereine, Organisationen und Bürger. Gerade in 
einem Land, das schon immer Zuwanderung erfahren hat und gerade in 
der aktuellen Zeit steigende Zuwanderung erfährt, ist es wichtig die 
Integration voranzutreiben und auf kommunaler Ebene gezielt zu 
unterstützen.  
1.4 Fragestellung und Hypothese 
Im Laufe der Arbeit wird untersucht ob und inwiefern sich die Rolle der 
Integrationsbeauftragten in Baden-Württemberg im Zuge der erhöhten 
Zuwanderung im Jahr 2015 verändert hat. Es wird davon ausgegangen, 
dass durch die Schaffung vieler Stellen für Integrations- und 
Flüchtlingsbeauftragte strukturelle Veränderungen innerhalb der 
Verwaltungsorganisation vorgenommen wurden und es auch zu 
inhaltlichen Veränderungen aufgrund der Verlagerung von 
Tätigkeitsschwerpunkten gekommen ist.  
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Es wird erforscht, inwiefern sich mögliche strukturelle und inhaltliche 
Veränderungen auf die Rolle der Integrationsbeauftragten übertragen 
haben. Es wird bereits vermutet, dass sich vor allem der Arbeitsaufwand 
erheblich gesteigert hat und sich das Aufgabengebiet aufgrund 
verschiedener neuer Akteure und der neuen Zielgruppe „Flüchtlinge“ 
erweitert hat. Mutmaßlich hat die enorme Mehrarbeit auch einen 
Rollenkonflikt ausgelöst; sowohl innerhalb der Rolle als auch zwischen 
den verschiedenen Rollen, die eine einzelne Person inne hat. Aufgrund 
der Neueinstellung vieler Integrations – und Flüchtlingsbeauftragten kann 
bei diesen eine Beurteilung der Veränderungen jedoch nicht erwartet 
werden.  
Es wird ebenfalls die Hypothese aufgestellt, dass insbesondere in kleinen 
Kommunen unter 25.000 EW Integrationsbeauftragte neu eingestellt 
wurden und sich dadurch eher dort strukturelle Veränderungen innerhalb 
der Verwaltung ergeben haben. In Bezug auf die Mittelstädte (25.000 EW 
– 100.000 EW) und den Großstädten (ab 100.000 EW) wird vermutet, 
dass bei den meisten Gemeinden bereits Integrationsbeauftragte 
vorhanden waren und sich dort keine oder nur kleine Veränderungen 
innerhalb der Organisation ergeben haben, sondern eher vermehrt 
Veränderungen innerhalb der Rolle zu vermerken sind.  
Für alle Integrationsbeauftragten wird die Hypothese aufgestellt, dass die 






Im Verlauf der Arbeit werden verschiedene Begrifflichkeiten der 
Fachthematik verwendet, die einer Erklärung bedürfen um den Inhalt der 
Thesis auch als „fachfremder“ Leser verstehen zu können. Diese Begriffe 
werden im Folgenden erläutert und verständlich dargestellt.  
2.1 Differenzierung: Ausländer, Migrant, Flüchtling  
Als Ausländer wird diejenige Person bezeichnet, die nach § 2 Abs. 1 
Aufenthaltsgesetz (AufenthG) nicht als deutscher Staatsangehöriger im 
Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes gilt und dementsprechend 
einen ausländischen Pass besitzt4. Ein Migrant hingegen ist entweder ein 
in Deutschland geborener Ausländer oder ein Deutscher mit mindestens 
einem ausländischen Elternteil5 anzusehen. Als Flüchtling bezeichnet 
wird, wer aus begründeter Furcht vor Verfolgung oder Krieg, in seinem 
eigenen Land, in dem er die Staatsangehörigkeit besitzt, keinen Schutz 
findet6.  
2.2 Verständnis von Integration 
Das Wort Integration bedeutet bildungssprachlich so viel wie 
„Einbeziehung/Eingliederung in ein größeres Ganzes“7. In der Soziologie 
wird das Wort als „Verbindung einer Vielheit von einzelnen Personen oder 
Gruppen zu einer gesellschaftlichen und kulturellen Einheit“8 verstanden 
und in diesem Sinne verwendet.  
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5831834&lv3=3198544 ;), 24.07.16. 
Info: Dazu gehören auch „alle nach 1955 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zugewanderten Deutschen und alle Deutschen mit zumindest einem nach 
1955 auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zugewanderten Elternteil. 
(Vgl. Bamf- Glossar). 
6
 Vgl. Genfer Flüchtlingskonvention, Art. 1 Definition des Begriffs „Flüchtling“ . 
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Dieser Beschreibung kommt auch der Soziologe Friedrich Heckmann 
nach, der Integration als „einen Zustand der Stabilität von Beziehungen 
zwischen Elementen in einem interdependenten System verstandenen 
Ganzen […]“9 definiert. Die Assimilation, die nach Farley (2005) als 
Prozess veranschaulicht wird, der nur in eine Richtung verläuft und 
demnach bedeutet, dass Einwanderer ihre eigene Kultur für die des 
Einwanderungslandes vollkommen aufgeben, ist das Pendant zur 
Integration, die in einem beidseitigen Prozess verläuft und sowohl 
Zuwanderer als auch Aufnahmegesellschaft miteinbezieht. In der heutigen 
Moderne soll Assimilation jedoch eher als „soziologischer Begriff also die 
Verringerung sozial relevanter Merkmalsunterschiede zwischen Gruppen 
bedeuten und nicht in die Verbindung zu einseitiger Anpassung kultureller 
Unterdrückung von Gruppen stehen“10.  
2.2.1 Konzept der Willkommenskultur 
Die Bundesrepublik Deutschland entwickelt sich zunehmend zu einer 
pluralistischen und multikulturellen Gesellschaft. Die demographische 
Entwicklung und der wachsende Fachkräftebedarf schaffen die 
Voraussetzungen einer gezielten und gesteuerten Einwanderung. Der 
Begriff „Willkommenskultur“ erlebt in diesem Sinne gegenwärtig einen 
spürbaren Aufschwung und ist in vielen Integrationsdebatten ein wichtiges 
Thema. Der Begriff Willkommenskultur ist laut Heckmann von einer 
„sinnvollen Unschärfe“ gekennzeichnet, da der Begriff nicht genau 
abgrenzbar ist11.  
Im Allgemeinen bedeutet dies, Migranten und selbstverständlich auch 
allen anderen Menschen mit Offenheit und Akzeptanz zu begegnen. Die 
Basis des Rechts- und Sozialstaates bildet das Grundgesetz, wodurch 
jeder nach Art. 1 GG und Art 2 Abs.2 GG das Recht auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit besitzt und allen Menschen die gleichen 
Handlungsfreiheiten und Zugänge zustehen. 
                                            
9
 Heckmann, Integration von Migranten, 2015, S. 70 Z. 1f.  
10
 Alba, Nee, Esser zitiert bei Heckmann, Integration von Migranten, 2015, S. 77. 
11
 Vgl. Heckmann, Auftaktveranstaltung „Vielfalt gefällt“, S.2.  
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Willkommenskultur umfasst die Ebene der individuellen Einstellungen, der 
interpersonalen Beziehungen, der Struktur und Kultur von Organisationen 
und eines gesamtgesellschaftlichen Verständnisses von 
Einwanderungsgesellschaft12. 
Ebenfalls beinhaltet Willkommenskultur auch einen institutionellen 
Kontext, in dem Organisationen pro-aktive Praktiken erarbeiten sollen, 
welche Barrieren der Integration abbauen und Möglichkeiten der Inklusion 
finden sollen. 
Um dies zu veranschaulichen, sagt Heckmann folgendes: 
„Willkommenskultur ist, wenn ein Pensionär einem Migrantenkind 
Nachhilfe gibt, Einbürgerungsfeiern stattfinden, eine Stadt ein türkisches 
Filmfestival veranstaltet, […] und vieles mehr.13“ 
Die Vielfalt, die sich aus der erhöhten Zuwanderung ergibt, ist eine 
Chance für die kulturelle, wirtschaftliche, demografische und 
gesellschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland. Demnach 
sollen nicht mehr nur der Integrationsbedarf und die Problemlagen, 
sondern verstärkt auch die Kompetenzen und Potenziale der 
Zugewanderten im Vordergrund stehen14. Die Etablierung einer 
Willkommens- und vor allem auch Anerkennungskultur ergibt sich als Ziel 
um Deutschland als Lebens- und Arbeitsstandort für die Menschen mit 
Migrationshintergrund und Neuzuwanderer aus dem Ausland nachhaltig 
attraktiv zu gestalten15.  
  
                                            
12
 Vgl. Heckmann, Auftaktveranstaltung „Vielfalt gefällt“, S.9. 
13
 Vgl. Heckmann, Auftaktveranstaltung „Vielfalt gefällt“, S.2. 
14
 Vgl. Schader Stiftung (Hrsg.), Interkulturelle Öffnung und Willkommenskultur in 
strukturschwachen ländlichen Regionen, S. 100. 
15
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Willkommens – und 
Anerkennungskultur, S. 3. 
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Die folgende Abbildung stellt die drei Phasen der Willkommens- und 
Anerkennungskultur dar, wobei die zwei ersten Phasen „Vorintegration“ 
und „Erstorientierung“ der Willkommenskultur angehören und die 
„langfristige Etablierung“ in Deutschland der Anerkennungskultur 
zugeordnet wird. Im Allgemeinen werden beiden Begriffe als eine 
„Wertschätzung der kulturellen Vielfalt“ in Deutschland angesehen.  
Abbildung 1: Willkommens- und Anerkennungskultur in verschiedenen 





2.2.2 Ansatz der Anerkennungskultur 
Integration ist keine Einbahnstraße. Um das Ziel einer erfolgreichen 
Integration zu erreichen und die Willkommens- und Anerkennungskultur 
langfristig in das Konstrukt der Gesellschaft zu installieren, ist vor allem 
auch die Aufnahmegesellschaft von großer Bedeutung, welche die 
Potenziale und Kompetenzen der bereits in Deutschland lebenden 
Menschen mit Migrationshintergrund erkennt und diese auch anerkennt. 
„Der Begriff  „Anerkennungskultur“ rückt im Sinne einer „nachholenden 
Willkommenskultur“ die anerkennende Wertschätzung der Zugewanderten 
durch die Aufnahmegesellschaft in den Fokus“16. Eine funktionierende 
Integration ist nur erfolgreich, sofern eine interkulturelle Öffnung bei der 
Aufnahmegesellschaft erfolgt.  
                                            
16
 Schader Stiftung (Hrsg.), Interkulturelle Öffnung und Willkommenskultur in 
strukturschwachen ländlichen Regionen, S. 101. 
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Die Bürgergesellschaft, Unternehmen, lokale Institutionen, Medien, 
Vereine und vor allem Kommunalverwaltungen müssen aktiv an der 
Gestaltung einer zuwanderungsfreundlichen und langfristig attraktiven 
Willkommens- und Anerkennungskultur arbeiten. 
2.2.3 Integrationsprozesse 
Um Menschen zu ermöglichen am gesellschaftlichen Leben der 
aufnehmenden Gesellschaft in ihren Milieus und ihren verschiedenen 
sozialen Lagen teilhaben zu lassen, muss Schritt für Schritt ein 
„individuelle[r] und kollektive[r] Mitgliedschaftserwerb“17 stattfinden, 
welcher als Integrationsprozess bezeichnet wird.  Um eine 
gesamtgesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen, muss die 
Aufnahmegesellschaft bzw. die Kommune in verschiedenen 
Handlungsfeldern Zugänge schaffen. Dazu gehört die interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung, die Bildungs- und Sprachförderung, die 
Gesundheit- und Sportförderung, die Förderung von Begegnung und 
Kultur und die soziale Partizipation und Unterstützung im Erwerbsleben. 
Der Mitgliedschaftserwerb erfolgt auf drei Ebenen: Der Mikroebene, der 
Mesoebene und der Makroebene. Die Mikroebene ist die 
niedrigschwelliste Ebene und ist der individuelle Kontakt zwischen 
Menschen, die sich offen gegenübertreten und sich auf einer Augenhöhe 
befinden. Die Mesoebene bedeutet, den Mitgliedschaftserwerb auf der 
Ebene der Organisationen und Institutionen, denen Neuzugewanderten 
mit interkultureller Öffnung im Sinne von Gleichberechtigung und 
Diskriminierungsfreiheit begegnen. Der Mitgliedschaftserwerb auf der 
Makroebene ist die Integration in die Gesamtgesellschaft und somit das 
Ziel und „Aushängeschild“ einer erfolgreichen Integration18. 
Auf dieser Ebene begegnet die Aufnahmegesellschaft der 
Zuwanderungsgesellschaft im Gesamten mit Offenheit, positioniert sich als 
„Einwanderungsland“ und ermöglicht gleichberechtigte Teilhabe in vielen 
verschiedenen Handlungsfeldern.  
                                            
17
 Heckmann, Integration von Migranten,  2015,  S. 79. 
18
 Vgl. Schulte,  S. 32. 
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2.3 Migration  
Der Begriff Migration stammt von dem Lateinischen Wort migratio ab und 
bedeutet ins Deutsche übersetzt „Wanderung“. Das Wort Migration wird 
heutzutage als Oberbegriff für den „Wechsel des Lebensmittelpunktes von 
Personen über internationale Grenzen bezeichnet“19. Für die 
Wanderungsbewegung gibt es unterschiedliche Gründe, die einen  
Menschen dazu führen seinen Lebensmittelpunkt zu verändern. Migration 
lässt sich sowohl als Einwanderungs- als auch als 
Auswanderungsprozess betrachten. Zu den Hauptursachen zählen 
wirtschaftliche, politische und soziale Faktoren, sog. „push factors“ und 
„pull factors“20. Die push factors (push= stoßen, schieben) sind die 
Gründe, warum Menschen aus Ihrem Heimat-/Herkunftsland auswandern 
möchten. Die pull factors (pull= ziehen) sind die Gründe, die auf den 
Gegebenheiten des Einwanderungslandes beruhen und für die Menschen 
attraktiv sind und eine gute und bessere Zukunft darstellen. Es gibt die 
Arbeits-, Bildung- und Heiratsmigration, die humanitäre Migration oder die 
Migration aufgrund des Familiennachzugs. Alle Migrationsformen sind an 
unterschiedliche Voraussetzungen gebunden und eröffnen den Migranten 
verschiedene Integrationspfade.  
2.4 Soziologie: Die Rolle  
Im Verlauf der Arbeit wird der soziologische Begriff „Rolle“ in Bezug auf 
die soziale Rollentheorie der Integrationsbeauftragten thematisiert. Um ein 
Verständnis für den Begriff „soziale Rolle“ zu erhalten, wird dieser im 
Folgenden kurz definiert und in Kapitel sechs nochmals aufgegriffen. 
Nach Talcott Parson sind „Rolle“ und „Status“ „in erster Linie Hilfsmittel mit 
denen die Anordnung von Akteuren in einem sozialen System erfasst 
werden kann“21.  
                                            
19
 Vgl. Heckmann, Integration von Migranten, 2015, S. 23 ff.  
20
 Eurostat, Statistic Explains, http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-
explained/index.php/Migration_and_migrant_population_statistics , 01.08.2016. 
21
 Parson zitiert nach Rosa, Strecker, Kottmann, 2007, S. 160. 
12 
 
Dahrendorf (2006) definiert soziale Rollen als ein „Bündel von 
Erwartungen, die sich in einer gegebenen Gesellschaft an das Verhalten 
der Träger von Positionen knüpfen“22. Anhand der soziologischen 
Rollentheorie sollen Verhaltensmuster zwischen menschlichen Akteuren 
beschrieben und analysiert werden können, denn jedem Akteur wird eine 
unterschiedliche Stellung oder Position zugeteilt, die auch eine 
unterschiedliche Verhaltensweise (Rolle) innehält. „Die gesellschaftlich 
vorgeformten Stellungen werden dabei als Position (oder Satus) 
bezeichnet, die mit ihnen verknüpften Verhaltensweisen als Rollen“23. 
Dabei stehen die zugeordneten Positionen mit den zugeordneten Rollen 
jeweils in Wechselwirkung und können nie nur für sich selbst existieren. 
Soziale Positionen sind „weder an die Persönlichkeit noch auch nur an die 
Existenz des Positionsinhabers gebunden (…)“24. Dies bedeutet, dass von 
jedem Akteur, der eine soziale Position einnimmt, unabhängig von seiner 
individuellen Person, ein bestimmtes Verhaltensmuster erwartet wird, was 
auch als Rollenerwartung definiert wird. Individuen stehen dabei stets in 
Wechselwirkung zu den sozialen Strukturen der Gesellschaft, die sowohl 
im aktiven Tun der Individuen, als auch in passiven Bestimmtwerden 
durch die Gesellschaft bestehen25. 
 
  
                                            
22
 Dahrendorf, 2006 zitiert bei Steinbach (Hrsg.), 2016, S. 290). 
23
 Steinbach (Hrsg), 2016, S. 290. 
24
 Dahrendorf, 2006 zitiert bei Steinbach (Hrsg.), 2016, S. 291. 
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Exkurs: Die drei soziologischen Apriori  
Nach Georg Simmel entsteht eine Gesellschaft, da drei Bedingungen des 
Sozialen gegeben sind: 
1. Struktur-Apriori: Bei der Wahrnehmung eines anderen Menschen, 
wird dieser stets verallgemeinert einer Typengruppe zugeordnet, z. 
B. Mann, Schüler, Ausländer,...  
2. Individualitäts-Apriori: Tatsächlich gehen Individuen aber über ihre 
sozialen Rollen hinaus; sie befinden sich in der Gesellschaft aber 
stehen sich gleichzeitig gegenüber. 
3. Rollen-Apriori: Die von der Gesellschaft bestimmten Rollenmuster 
und Beziehungsstrukturen sind bereits vor der Individualität 
bestimmt und prägen das Verhalten der Individuen. Dies bedeutet 
dass „der Platz“ eines Individuums schon vorbestimmt ist.  
___________________________________________________________ 
Als Beispiel lässt sich der Lehrer nennen, der mit seiner Position als 
Lehrer in unterschiedlicher Beziehung zu seinen Rollenpartnern steht. 
Rollenpartner sind beispielsweise Kollegen, Schüler, Eltern, etc., woraus 
sich das „Bündel“ an Verhaltenserwartungen ergibt. Demnach ergeben 
sich aus jeder Rollenerwartung eines Rollenpartners unterschiedliche 
Rollensegmente einer sozialen Position26. Rollenerwartungen können sehr 
unterschiedlich sein, sodass es innerhalb einer Rolle/einer sozialen 
Position auch zu einem Widerspruch der Rollen, also einem Rollenkonflikt 
oder einer Rollenkollision kommen kann. Dahrendorf (2006) unterscheidet 
zwei Arten von Rollenkonflikten. Zum einen gibt es Intra-Rollenkonflikte 
und zum andern gibt es die Inter-Rollenkonflikte. Ein Intra-Rollenkonflikt 
entsteht, wenn an eine Rolle unterschiedliche Erwartungen gestellt 
werden. Zum Beispiel hat ein Arbeitgeber von seinem Arbeitnehmer 
andere Erwartungen als dessen Kollegen an ihn stellen.  
                                            
26
 Vgl. Steinbach (Hrsg.), 2016,  S. 292.  
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Ein Inter-Rollenkonflikt ist eine Kollision zwischen verschiedenen Rollen, 
an welche unterschiedliche Erwartungen geknüpft sind, die entweder gar 
nicht oder nur schwer vereinbar sind. So hat zum Beispiel der 
Geschäftsführer eines Unternehmens die Rolle, sich intensiv für sein 
Unternehmen einzusetzen aber ebenfalls die Rolle des Vaters, der an der 
Entwicklung seiner Kinder teilhaben möchte.  
In Bezug auf das Thema dieser Arbeit und der Rolle der 
Integrationsbeauftragten, ist zu erwarten, dass einige Beauftragte sich 
sowohl in einem Intra-Rollenkonflikt, als auch in einem Inter-Rollenkonflikt 
befinden. Sie müssen mit sehr vielen unterschiedlichen Akteuren 
(Verwaltung, Unternehmen, Bürger, Vereine, soziale Organisationen,...) 
kooperieren, die jeweils verschiedene Erwartungen an ihre Position 
stellen. Ebenfalls ist zudem der Inter-Rollenkonflikt denkbar, da aufgrund 
eines möglicherweise gestiegenen Arbeitspensums sowohl Freizeit, 
Familie also auch die persönliche Verwirklichung nur schwer „unter einen 




3 Entwicklung von Integration und Migration  
Um dem Leser ein Rahmenverständnis für Integration und Migration zu 
vermitteln, wird im Folgenden die Geschichte der Migration in Deutschland 
dargestellt, sowie auf die gegenwärtigen Verflechtungen der Europäischen 
Union, die einen immer höheren Integrationsbedarf einfordern, 
eingegangen. Dieses Hintergrundwissen dient dazu, die 
Rahmenbedingungen, mit denen die Tätigkeit und Rolle der 
Integrationsbeauftragten in Verbindung steht, kennenzulernen. Die 
Migration nach Deutschland ist seit knapp einem Jahrhundert Teil der 
Geschichte und erlebt aktuell wieder einen starken Aufschwung. Die 
Migration erhält natürlich auch kritische Stimmen, jedoch soll Migration 
eher als Chance für die Entwicklung der deutschen Gesellschaft 
betrachtet und auch genutzt werden.  
3.1 Historische Entwicklung in der BRD 
Bereits in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts gab es viele Menschen, 
die aufgrund der Anwerbeabkommen, beginnend 1955, in die BRD und 
DDR einreisten um vorwiegend als sogenannte Gastarbeiter tätig zu sein. 
Die Zuwanderung durch Gastarbeiter erlebte 1970 ihren Höhepunkt mit 
ca. einer Millionen Menschen. Im Rahmen der Wiedervereinigung und 
dem Ende des Kalten Krieges kam es zusätzlich zur Zuwanderung von 
Aussiedlern, Spätaussiedlern und Asylsuchenden, die beispielsweise 
aufgrund des zerfallenden Jugoslawiens Zuflucht in Deutschland suchten. 
1992 wurde der Zuwanderungsrekord von 1,2 Millionen Menschen 
registriert, darunter 440.000 Menschen mit Asylbegehren27. Eine 
Integrationspolitik zur Steuerung, Gestaltung und Beeinflussung der 
Migrationsbewegungen gab es bis zu diesem Zeitpunkt nicht.  
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Erst mit Verabschiedung des Gesetzes zur Steuerung und Begrenzung 
der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und Integration von 
Unionsbürger und Ausländern , auch „Zuwanderungsgesetz“ bezeichnet, 
wurde im Jahr 2005 der erste Baustein einer möglichen 
Zuwanderungssteuerung und damit auch Schritt in Richtung einer 
Integrations- und Migrationspolitik geschaffen28. Das Gesetz wurde 
aufgrund der Vielzahl an neuen Europäischen Richtlinien 2007 in Teilen 
reformiert, was die Dynamiken und rasanten Veränderungen in den 
Strukturen der Integrations- und Migrationspolitik erkennen lässt. 
Kernpunkte des Gesetzes sind das Aufenthaltsgesetz und die Regelungen 
zur humanitären Zuwanderung und der Inneren Sicherheit. Die im 
Folgenden dargestellte Abbildung zeigt, dass die Wanderungsbewegung 
nach Deutschland sehr stark fluktuiert und von verschiedenen Ereignissen 
geprägt ist (Anwerbeabkommen, humanitäre Zuwanderung,…). 
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3.2 Verflechtungen innerhalb der Europäischen Union (EU) 
Eine länderübergreifende Integration ist auch Ziel der Europäischen 
Union, die dies in der Präambel zum Vertrag der Europäischen Union mit 
den Worten „Entschlossen, den Prozess der Schaffung einer immer 
engeren Union der Völker Europas, […], weiterzuführen, […]“29 klar zum 
Ausdruck bringt.  Diese engere Union wird vor allem durch die 
Freizügigkeitsrichtlinie des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) in Artikel 21 ermöglicht, wodurch 
Unionsbürger sich in den Mitgliedsstaaten frei bewegen können. Dies 
sorgt vor allem für einen verstärkten Ausbau der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen, die sich auch auf den nationalen Arbeitsmarkt 
auswirken. Auf der europäischen Ebene sorgt vor allem das Schengen- 
Abkommen und das Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ) 
für eine immer weiter wachsende Wanderung innerhalb des europäischen 
Raumes. Mit Abschaffung der Grenzkontrollen an den Binnengrenzen und 
der Erstellung von polizeilichen und justiziellen Netzwerken wird ein immer 
stärker verflochteneres Europa geschaffen. Von ursprünglich sechs 
Gründungsmitgliedern ist die Zahl der Mitgliedsstaaten mittlerweile auf 26 
gestiegen. Im Jahr 1990 wurde das SDÜ unterzeichnet mit dem Ziel, in 
den Bereichen der Einreise und des kurzfristigen Aufenthalts für 
Ausländer, des Asylverfahrens und der für den Antrag zuständigen 
Mitgliedstaaten, der Maßnahmen gegen Drogenhandel der über die 
eigenen Grenzen hinaus stattfindet sowie in Bereichen der polizeilichen 
und justiziellen Kooperation, „einen einheitlichen Raum der Sicherheit und 
des Rechts zu gewährleisten“30. Bürger, die eine Staatsangehörigkeit 
eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union besitzen, werden 
demnach auch Unionsbürger genannt und haben „das Recht, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten“31.  
                                            
29
 Matjeka, Vorschriftensammlung Europarecht, 2014, S. 78. 
30
 Vgl. ebd., S. 298 ff. 
31
 Ebd., Kapitel 32, Art. 20 (Unionsbürgerschaft). 
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Die daraus gewonnene Freizügigkeit im europäischen Raum schafft eine 
lebendige Wanderungsbewegung vieler Menschen aus ganz 
unterschiedlichen Gründen. Diese internationalen Migrationsereignisse 
sorgen auch für einen Wandel auf nationaler Ebene. Die erhöhte 
Zuwanderung vor allem durch das enorm gestiegene 
Flüchtlingsaufkommen, stellt auch die Politik und Gesellschaft vor viele, 
nie dagewesene Herausforderungen. Einheitliche Lösungsansätze auf 
einer gesamteuropäischen Ebene gestalten sich bei 28 Mitgliederstaaten, 
die unterschiedlich in ihrer Bevölkerungsgröße, ihrer ökonomischen 
Situation und Einwanderungs- und Asylpolitik sind, schwierig.   




Gab es 2014 ca. 626.000 Asylbewerber in der EU, so stieg die Zahl 





Geregelt wird die Aufnahme von Asylsuchenden auf EU-Ebene durch das 
Dublin-Verfahren, welches Teil eines gemeinsamen Asylverfahrens ist und 
zur Prüfung dient, welcher Staat für einen Asylantrag, bei dem es sich im 
„europäischen Kontext um einen Auftrag auf internationalen Schutz“32 
handelt, zuständig ist. Die Einleitung des Dublin-Verfahren führt auf 
nationaler Ebene das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge  (BAMF) 
durch. Das Dublin-Verfahren legt jedoch nicht die Verteilung der 
Asylsuchenden innerhalb der Europäischen Union fest.  
An dem Grundsatz, dass ein Asylantrag in dem Land gestellt werden 
muss, in dem „europäischer Boden“ erstmals betreten wurde, wird nicht 
festgehalten, denn dies würde bedeuten, dass Asylsuchende, die über die 
Landwege kommen, in Deutschland nicht berechtigt wären, einen 
Asylantrag zu stellen.  
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Abbildung 4: Anzahl der Asylanträge auf EU-Ebene 2005-2015 
 





Wohingegen viele Länder die Aufnahme von Flüchtlingen zu einem 
bestimmten Zeitpunkt gestoppt haben, hat Deutschland weiterhin 
Flüchtlinge aufgenommen und ist dementsprechend das 





Abbildung 5: Anzahl der erstmaligen Asylbewerber je eine Millionen 







4 Zuwanderung nach Deutschland im Jahr 2015  
Die Bundesrepublik Deutschland gilt schon seit vielen Jahren als beliebtes 
Einwanderungsland. Das konstante Wirtschaftswachstum, der hohe 
Lebensstandard und die Sicherheit und Stabilität des Landes reizen viele 
Menschen aus unterschiedlichen Ländern ihren Lebensmittelpunkt nach 
Deutschland zu verlagern. Deutschland erlebt seit 2006 einen 
kontinuierlichen Anstieg der Zuzüge und misst 2015 das höchste 
Wanderungsgeschehen mit dem höchsten Wanderungssaldo in der 
Geschichte der Bundesrepublik und liegt damit auch auf dem ersten Platz 
in Europa. In den folgenden Unterkapiteln wird ein Hauptschwerpunkt auf 
das Jahr 2015 gelegt. Zur Vergleichbarkeit wird das Jahr 2014 ebenfalls 
herangezogen.  
4.1 Zuwanderung innerhalb der BRD  
Flüchtlingskrise, Zuwanderung, Asylbegehren und Integrationspolitik sind 
Schlagworte, die sich im vergangenen Jahr 2015 fast täglich den 
Nachrichten in Zeitung, Fernsehen und den sozialen Medien entnehmen 
ließen. Gespaltene Meinungen in Bezug auf die hohe Zuwanderung 
kamen verstärkt auf. Diese erhöhte Zuwanderung stützt sich nicht nur auf 
die Zuwanderung von Geflüchteten aus Kriegsländern wie Syrien, Irak 
oder Eritrea sondern ebenfalls auf die erhöhte Zuwanderung von 
sogenannten „Wirtschaftsflüchtlingen“, die vorwiegend aus Ländern wie 
Serbien, Mazedonien und dem Kosovo kamen. Zusätzlich spielt die 
Zuwanderung von Menschen ohne Fluchtgeschichte ebenfalls eine große 
Rolle.  
Laut den vorläufigen Ergebnissen einer Schnellschätzung zur 
Wanderungsstatistik des Statistischen Bundesamtes wurde 2015 ein 
Zuzug von knapp über zwei Millionen Ausländern (genau: 2.016.000) nach 
Deutschland registriert. Im Vergleich dazu, zogen im Jahr 2014 rund  
1.343.000  Ausländer nach Deutschland. Daraus ergibt sich, dass die Zahl 
der Zuzüge von Ausländern nach Deutschland im Jahr 2015 um ca. 49 % 
gestiegen ist.  
23 
 
Die Zahl der Wegzüge im Jahr 2014 lag bei rund 766.000 und im Jahr 
2015 bei ca. 860.000 Fortzügen ins Ausland. Dies ist lediglich eine 
Steigerung um 12%. Im Jahr 2014 ergab sich aus den Zu- und Wegzügen 
ein Wanderungssaldo von 577.000, welches sich Ende 2015 auf 
1.140.000 verdoppelt hatte. Die erstmals durchgeführte Schnellschätzung 
ergab sich aus geprüften Ergebnissen der Monate Januar bis August 2015 
und einer Schätzung der Monate September bis Dezember 2015. Es ist zu 
berücksichtigen, dass sich innerhalb der Datenerhebung fehlerhafte 
Angaben befinden können, da im Bereich der Schutzsuchenden von 
Fehlbuchungen i. S. v. Doppelbuchungen  ausgegangen werden muss. 
Dies lässt sich dadurch begründen, dass durch die Verteilung von 
Schutzsuchenden innerhalb Deutschlands Doppelerfassungen seitens der 
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 Vgl. Statistisches Bundesamt: Pressemitteilung Nr. 105 vom 21.03.2016, 15.07.2016. 
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Im Jahr 2015 haben rund 478.000 Menschen in Deutschland einen 
Asylantrag gestellt. Im Vergleich zum Vorjahr ist das ein Zuwachs um 135 
%. Wichtig zu erwähnen ist, dass dies nicht die Gesamtzahl der 
Flüchtlinge in Deutschland ist, denn die Wartezeiten für die 
Antragsstellung eines Asylantrages sind deutlich gestiegen, sodass viele 
Schutzsuchende noch keinen Asylantrag stellen konnten. Mit knapp 36 % 
war Syrien 2015 das Hauptherkunftsland der Asylsuchenden. Die 
Verteilung der Flüchtlinge erfolgt nach dem Königsteiner Schlüssel, der 
sich zu zwei Dritteln aus dem Steueraufkommen und zu einem Drittel aus 
der Bevölkerungszahl der Länder zusammensetzt. Dies bedeutet, dass 
das Bundesland Nordrhein Westfalen mit einem Quotenschlüssel von 
21,24 % (2015) die meisten Flüchtlinge aufnimmt. Baden-Württemberg 
liegt mit knapp 13 % an Dritter Stelle34.  





                                            
34
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Bundesamt in Zahlen, S. 13. 
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2015 war eine Zuwanderung von ca. 685.500 Menschen aus EU-Ländern 
zu verzeichnen, darunter alleine aus Rumänien 174.800 Menschen, 
welches die Spitze der EU-Zuwanderungsländer nach Deutschland bildet. 
Die gesamte EU-Zuwanderung macht hochgerechnet einen Anteil von 
60% an der gesamten Zuwanderung nach Deutschland aus35.   






Die gestiegene Zuwanderung wirkt sich sowohl auf die gesamte 
Europäische Union, als auf ganz Deutschland mit jeder einzelnen 
Kommune aus. Es wurde eine Vielzahl von europaweit geltenden Regeln 
bis hin zu Verabschiedung neuer Gesetze auf Bundes-, Landes- und 
Kommunalebene geschaffen.  
                                            
35
 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Freizügigkeitsmonitoring, 2016, S.6. 
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Integrationspolitik im engeren Sinn soll die Eingliederung von  
Personen(-gruppen), welche sich schon länger in der BRD aufhalten oder 
auch einen längeren Aufenthalt planen, der sog. Sozialintegration, 
ermöglichen.  
Im weiteren Sinn geht es bei der Integrationspolitik um die 
Weiterentwicklung und Aufrechterhaltung des gesellschaftlichen und 
politischen Zusammenhangs, der sog. Systemintegration36. Da eine 
detaillierte rechtliche Betrachtung in dieser Arbeit nicht im Fokus steht, 
werden nur die rechtlichen Rahmenbedingungen, welche für diese Arbeit 
als wichtige Basisinformation dienen, dargestellt. 
4.2.1 Bundesebene 
Auf der Bundesebene soll Integration nach dem Motto „Fördern und 
Fordern“ geschaffen und weiterentwickelt werden. Wichtige 
Koordinierungsstellen auf Bundesebene sind das Bundesamt für 
Migration, Flüchtlinge und Integration und das Amt  des Beauftragten für 
Migration, Flüchtlinge und Integration. Dieses Amt wurde bereits 1978 zur 
Förderung der Integration der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer 
Familien eingerichtet. Mit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes 2005 
wird auch die Integrationsarbeit erstmalig als Querschnittaufgabe fest 
verankert. Das Amt erlebt damit einhergehend ebenfalls eine strukturelle 
Veränderung und wird dem Kanzleramt angegliedert. Gesetzliche 
Grundlagen des Amtes der Bundesbeauftragten, der Aufgaben und 
Befugnisse lassen sich aus §§ 92 ff. Aufenthaltsgesetz entnehmen. Betont 
wird dabei die Zusammenarbeit mit Stellen der Gemeinden, Länder und 
Mitgliedstaaten der EU, welche dieselben Aufgaben innehaben.  
Konkrete Leitlinien für die Integrationsarbeit werden durch den nationalen 
Integrationsplan, der 2007 erstellt wurde, konstituiert.  
 
                                            
36
 Vgl. Schulte, Integrationspolitik in der Bundesrepublik Deutschland, S. 4. 
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Für Integrationsmaßnahmen setzt der Bund sich gemäß seiner 
Zuständigkeit Ziele zur Integrationsförderung in den Bereichen Bildung, 
Sprache, Ausbildung und Erwerbsleben, Wissenschaft, Frauen und 
Mädchen, Kultur, Sport, Medien und bürgerschaftlichem Engagement37.  
Auf Bundesebene diskutieren ebenfalls jährlich unterschiedliche Akteure 
aus Fachverbänden, Migrantenorganisationen, Bund, Länder und 
Kommunen im Rahmen des Integrationsgipfels über verschiedene 
Schwerpunkthemen.   
4.2.2 Landesebene 
Der nationale Integrationsplan sagt über die Integrationspolitik auf 
Landesebene Folgendes: „Integrationspolitik ist mehr als die Summe 
fachpolitischer Maßnahmebündel. Integration betrifft alle Bereiche der 
Landespolitik und muss in allen Ressorts wahrgenommen werden“38. Auf 
Landesebene ist vor allem das Ministerium für Soziales und Integration 
zuständig, welches durch eine strukturelle Veränderung des Ministeriums 
für Integration entstanden ist.  
In Baden-Württemberg hat mehr als ein Viertel (knapp 28 %) aller Bürger 
einen Migrationshintergrund39.  
Am 05.12.2015 trat das Partizipations- und Integrationsgesetz in Kraft, 
welches von der Landesregierung verabschiedet wurde und legt damit 
„Grundsätze für gelingende Integration sowie konkrete 
Integrationsaufgaben des Landes fest“40 und greift ebenfalls den Leitsatz 
„Fordern und Fördern“ des Bundes auf.  
  
                                            
37
 Vgl. Bundesregierung, Nationaler Integrationsplan, 2007, S. 15- 20. 
38
 Vgl. Bundesregierung, Nationaler Integrationsplan, 2007, S. 22 f. 
39




 Ministerium für Soziales und Integration, Partizipations- und Integrationsgesetz, 
https://www.baden-
wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/partizipations-und-
integrationsgesetz-tritt-in-kraft/ , 12.07.16. 
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In der Praxis sollen demnach vor allem die Sprachförderangebote 
erweitert und von den Migranten der Spracherwerb gefordert werden und 
auf der anderen Seite Ihnen auch das „Signal ge[ge]ben [werden], dass 
sie dazugehören und ein gleichberechtigter Teil unserer Gesellschaft 
sind“41. 
Zur Förderung der Integration vor Ort hat das Ministerium für Integration 
2013 die Verwaltungsvorschrift (VwV) – Integration verabschiedet. 
Grundlage des Förderprogramms ist die gesellschaftliche Teilhabe und 
Integration in vielen verschiedenen Bereichen42. Ziel ist es, Stadt- oder 
Landkreisen, Städten und Kommunen Fördermöglichkeiten bereitzustellen 
um die kommunalen Strukturen zu verbessern und auszubauen, sowie 
Elternbeteiligung, Teilhabe und Antidiskriminierung vor Ort zu 
unterstützen43. Zur eigenen Aufgabe macht sich das Land, v.a. die 
Bereiche der Sprachförderung, die Ermöglichung des Zugangs zu 
Ausbildung und Beschäftigung, die Stärkung des Zusammenlebens und 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus und 
Menschenfeindlichkeit44. 
4.2.3 Kommunale Ebene 
„Integration findet vor Ort statt“45 – so heißt es im nationalen 
Integrationsplan. Jeder, der in der Integrationsarbeit tätig ist, kennt diese 
Worte sehr gut und kann diese selbst bestätigen. Vor Ort in den 
Gemeinden, Städten und Stadtteilen wird sichtbar ob eine Integration von 
Menschen mit Migrationshintergrund erfolgreich sein kann und welche 
Chancen, Konflikte und Probleme es gibt.  
  
                                            
41
 Integrationsministerin Ebd. 
42
 Vgl. Ministerium für Soziales und Integration, http://sozialministerium.baden-
wuerttemberg.de/de/integration/vwv-integration/ueberblick-faq/, 05.08.2016. 
43
 Vgl. Ebd., http://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/integration/vwv-
integration/ueberblick-faq/, 05.08.2016. 
44
 Vgl. § 5 Partizipations- und Integrationsgesetz 
45
 Bundesregierung, Nationaler Integrationsplan, 2007, S. 22. 
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„In den Kommunen liegt die Basis für ein friedliches und gleich-
berechtigtes Miteinander aller am Gemeinwesen Beteiligter“46. Gleichzeitig 
sind Kommunen aber auch der Ort, an dem die meisten Schwachstellen 
ersichtlich werden.  
Aktuell wird jede Kommune, unabhängig ihrer Größe mit den 
Herausforderungen, welche die erhöhte Zuwanderung an sie stellt, 
konfrontiert. Trotz rückläufiger Flüchtlingszahlen, bedeutet dies kein 
Rückgang der Aufgaben, die die Kommunen zu bewältigen haben.  
Nach einem rasanten Anstieg der Zuwanderung und kurzfristig 
geschaffenen Lösungen, bringt die aktuelle Ruhe Zeit für Kommunen sich 
mit den nächsten Schritten zu beschäftigen und auch nachhaltig weiter zu 
denken und den präsenten Aufschwung der Integrationsarbeit für sich zu 
nutzen und als Kommune davon zu profitieren. 
Im Rahmen der bereits erwähnten VwV-Integration hat das Ministerium für 
Integration die Rahmenbedingungen für einen Ausbau der kommunalen 
Integrationsarbeit geschaffen und viele Fördermaßnahmen bewilligt. In 
diesem Sinne wurden zahlreiche Stellen für die Integrations- und 
Flüchtlingsarbeit geschaffen, die durch das Ministerium befristet gefördert 
werden. Die sogenannte gewünschte „zentrale Ansprechstelle“ stellen 
dabei Integrations- und Flüchtlingsbeauftragten dar. Zum Vergleich 
wurden im erstem Förderjahr 2013 der VwV-Integration bei über  
200 Förderbewilligungen v. a. im Bereich der Sprachförderung, kulturelle 
Begegnungen und Projekte für verschiedene Zielgruppen, weniger als fünf  
Stellen für Integrationsbeauftragte gefördert. So stieg die Zahl im Jahr 
2015 auf 50 und im Jahr 2016 auf ganze 161 bewilligte Förderstellen. 
Zusätzlich bestätigte das Ministerium für Integration eine weitere 
Förderungsrunde von 108 Stellen für das Jahr 201647. Für die gesamte 
Förderung der Integrations- und Flüchtlingsbeauftragten stellte die 
Landesregierung 5,6 Millionen Euro zur Verfügung.  








Dadurch konnten auch viele kleine Kommunen die Integrationsarbeit 
strukturell installieren und größere Kommunen konnten bereits 
vorhandene Strukturen personell aufstocken. Diese Rahmenbedingungen 
ermöglichen Kommunen unterschiedlicher Größe Integrationsarbeit auf 





5  Die Rolle der Integrationsbeauftragten 
Wie bereits in den Kapiteln zuvor erläutert, schafft eine größere 
Zuwanderung von verschiedenen Kulturen auch eine größere Spaltung 
und Distanzierung der Gruppen zueinander. Bedarfe, Werte, Rituale, 
Verständnis und Kommunikation können von Kultur zu Kultur stark 
abweichen und zu Missverständnissen führen. Um einer solche Spaltung 
entgegen zu wirken, haben es sich viele Städte zur verstärkten Aufgabe 
gemacht, Integration zu fördern, sowohl für die Zuwanderer als auch auf 
Seiten der Aufnahmegesellschaft um ein vielfältiges Miteinander zu 
schaffen und zu erleben. Um diese Pläne konstant in das kommunale 
Konstrukt aufzunehmen, bedarf es mehr als nur vereinzelte Projekte 
verschiedener sozialer ehrenamtlicher Organisationen. Es bedarf einer 
Koordinierungsstelle, die diese Vernetzung innerhalb vieler verschiedener 
Gruppen, Organisationen und Unternehmen installiert und auch nachhaltig 
weiterentwickelt. Diese Aufgabe gebührt den vielen 
Integrationsbeauftragten, die diese Tätigkeit in einigen Kommunen schon 
länger und in anderen erst seit kurzer Dauer ausüben. Sie gelten als 
zentrale Anlauf-, Beratungs-, und Koordinierungsstelle(n) für alle 
Integrationsangelegenheiten48. 
5.1 Trennschärfe Integrations- und Flüchtlingsbeauftragter 
Eine genaue Differenzierung der Integrations- und Flüchtlingsbeauftragten 
gibt es nicht. Beide üben im Rahmen ihrer Position Aufgaben im Bereich 
der Integrationsarbeit aus.  
Die Aufgaben der Integrationsbeauftragten sind gesetzlich beschrieben, 
wohingegen eine genaue Tätigkeitsbeschreibung der 
Flüchtlingsbeauftragten gesetzlich nicht festgelegt ist. Daraus ergeben 
sich auch ganz unterschiedliche Aufgabenfelder der 
Flüchtlingsbeauftragten, die von Kommune zu Kommune variieren.  
                                            
48
 § 14 Abs. 1 Partizipations- und Integrationsgesetz. 
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Einige Kommunen errichten die Stelle der Flüchtlingsbeauftragten für die 
Koordinierung der Ehrenamtlichen, andere hingegen sind ebenfalls für die 
Unterbringungsangelegenheiten in Anschlussunterbringungen zuständig. 
Grund für die Installierung von Stellen für Flüchtlingsbeauftragte liegt 
hauptsächlich darin, dass die Arbeit für Flüchtlinge sehr stark angestiegen 
ist, sodass eine gerechte Arbeitseinteilung der Aufgaben für verschiedene 
Zielgruppen nicht gewährleistet werden kann. Im Rahmen der Arbeit 
stehen lediglich diejenigen Beauftragten im Fokus, die für die allgemeine 
Integrationsarbeit zuständig sind, unabhängig ob zu diesen die 
Flüchtlingsarbeit dazu gehört oder nicht.  
5.2 Tätigkeitsfeld  
Die kommunale Aufgabe der Integrationsbeauftragten für Baden-
Württemberg wird durch das Partizipations- und Integrationsgesetz 
(PartIntG BW), welches im Dezember 2015 von der Landesregierung 
verabschiedet wurde, geregelt. 
Für die Tätigkeit stellt das Gesetz folgenden inhaltlichen Rahmen: 
1. Steuerung und Koordinierung der kommunalen Integrationsarbeit, 
2. Vernetzung und Kooperation mit Migrantenorganisationen und den im 
Bereich der Integration und der Unterstützung von Flüchtlingen tätigen 
Initiativen, 
3. Mitwirkung an der Arbeit eines Integrationsausschusses oder eines 
Integrationsrats, 
4. Initiierung von Angeboten, die auf identifizierte lokale Bedarfe 
reagieren, 
5. Einzelfallberatung und Betreuung der Einwohnerinnen oder Einwohner 
mit Migrationshintergrund, 
6. Information der Einwohnerinnen oder Einwohner mit 
Migrationshintergrund über migrantenspezifische Angebote für Bildung, 
Ausbildung, Weiterbildung sowie Deutsch- und Integrationskurse, 
7. Berichterstattung über den Stand der Integration und Erarbeitung von 
Stellungnahmen für kommunale Gremien und 
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8. Förderung der interkulturellen Öffnung der Gemeinde oder des 
Landkreises49. 
 
Paragraph 14 Absatz 2 des Partizipations- und Integrationsgesetzes nennt 
als „typische Aufgaben“ bzw. Schwerpunktaufgaben vor allem die 
Steuerung und die Koordinierung der Integrationsarbeit. Bei den 
genannten Punkten fällt auf, dass es viel um Netzwerkarbeit und 
Querschnittstätigkeiten geht. Der Integrationsbeauftragte soll auf die 
Bedarfe der Gesellschaft reagieren und Projekte für Migranten und Bürger 
initiieren und die kulturelle Öffnung und Sensibilisierung der Kommune 
fördern50. Projekte sollen schnittstellenübergreifend erstellt werden, eine 
Vielzahl an Gruppen vernetzen und zusammenbringen und die wichtigen 
Akteure wie Migranten, Bürger, soziale Organisationen und Verwaltung 
„mit ins Boot holen“ sowie an der Entwicklung einer erfolgreichen 
Integration mit teilhaben lassen. Auch Stellenbeschreibungen gestalten 
den Aufgabenbereich weitestgehend frei und setzen als berufliche 
Qualifikationen meist ein abgeschlossenes sozialwissenschaftliches- oder 
verwaltungswissenschaftliches Studium voraus. Weitere Voraussetzungen 
sind eine ausgeprägte interkulturelle und soziale Kompetenz, 
Sprachkenntnisse sowie Organisations- und Verhandlungsgeschick. 
5.3 Rollenverständnis 
Integrationsbeauftragte haben eine sehr komplexe Position inne. Ein 
Thema wie Integration ist zwar in vielen Kommunen als öffentliche 
Aufgabe verankert, hat jedoch lange nicht die Aufmerksamkeit erhalten, 
welche sie nun aktuell erfährt. Vor allem in kleinen Kommunen war das 
Thema Integration im Vergleich zu größeren Städten, die eine ständige 
Zuwanderung erfahren, lange kein Schwerpunktthema.  
 
                                            
49
 § 14 Abs. 2 Partizipations- und Integrationsgesetz. 
50
 Vgl. Ebd. 
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Die Integrationsarbeit hat einen multidimensionalen Charakter, der sowohl 
aus strukturellen (soziale Lage, rechtlicher Status), kulturellen (Sprache, 
religiöse Entfaltung), wechselseitige sozialen Beziehungen (Freizeit, 
Familie,…) und emotional-identifikatorischen Dimensionen besteht. 
Integrationsbeauftragte haben den Auftrag, sich mit allen Dimensionen der 
Integrationsarbeit auseinander zu setzen und „Zuwanderern eine 
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und politischen Leben unter Respektierung kultureller Vielfalt 
zu ermöglichen51. Dies eröffnet den Beauftragten auf der einen Seite ein 
breitgefächertes Aufgabengebiet und auch viel Gestaltungsfreiraum, auf 
der anderen Seite bedeutet dies aber auch, dass sie mit verschiedensten 
Akteuren zusammenarbeiten müssen, wohingegen jeder Akteur und jede 
Zielgruppe unterschiedliche Erwartungen an die Tätigkeit der Beauftragten 
stellt. Gewollt oder ungewollt nimmt dabei jede Person eine bestimmte, 
bereits vorhandene Rolle als Integrationsbeauftragter ein. Auch der 
amerikanische Soziologe Erving Goffmann bestätigt dies und sagt dazu 
Folgendes: 
„Wenn ein Darsteller eine etablierte soziale Rolle übernimmt, wird er im 
allgemeinen [sic.] feststellen, daß [sic.] es bereits eine bestimmte Fassade 
für diese Rolle gibt“52.  
Weiter differenziert Goffmann Rollen, die von unterschiedlich starkem 
Ausdruck geprägt sind. Die Aufgabe eines Polizisten ist es beispielsweise 
für Sicherheit und Ordnung zu sorgen. Er wird seiner Rolle gerecht, wenn 
er seine Aufgaben erfüllt. Dies ist kann von außen beurteilt werden. 
Ein Integrationsbeauftragter hingegen hat die Aufgabe die interkulturelle 
Öffnung der Stadtgesellschaft zu fördern und zugewanderte Menschen 
durch gleichberechtigte Teilhabe und Zugang zu bestimmten Bereichen zu 
integrieren. Konkret sichtbar und sofort messbar ist die erfolgreiche 
Erfüllung dieser Aufgaben jedoch für einen Außenstehenden nicht.  
                                            
51
 Unabhängige Kommission „Zuwanderung“, 2001, S.200. 
52
 Goffmann, Wir alle spielen Theater, 1983, S. 28. 
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Dies macht deutlich, wie schwierig es ist, die Rolle der 
Integrationsbeauftragten korrekt ein- und die enorme Arbeit im 




6 Methodik der empirischen Untersuchung  
Für den empirischen Teil dieser Arbeit wurden für die Erhebung von 
Datenmaterial sowohl eine mündliche Befragung in Form von 
Experteninterviews als auch eine schriftliche Befragung in Form einer 
Online-Umfrage durchgeführt. Dies ermöglicht auf der einen Seite ein 
breites Meinungsbild einer Stichprobe zur Thematik und auf der anderen 
Seite einen individuellen Einblick in die Situation der Integrationsarbeit in 
Kommunen unterschiedlicher Größe. Für die Auswertung der mündlichen 
Befragung wurde eine qualitativ-interpretierende Methode in Form der 
qualitativen Inhaltsanalyse des Professors für Psychologische 
Methodenlehre Philipp Mayring herangezogen und für die schriftliche 
Befragung die quantitativ-statistische Methode nach der Deskriptiven 
Statistik in Form des Auswertungsprogramm EvaSys53 verwendet.  
Der Unterschied einer qualitativen und quantitativen Untersuchung liegt 
dabei darin, dass die „Qualitative Wissenschaft als verstehende […] also 
am Einmaligen, am Individuellen ansetzen [will und die] quantitative 
Wissenschaft als erklärende […] an allgemeinen Prinzipien, Gesetzen 
oder gesetzesähnlichen Aussagen ansetzen“54 will. Durch die Auswertung 
sollen Erkenntnisse über das Rollenverständnis der 
Integrationsbeauftragten in Baden-Württemberg erhalten werden. 
Aufgrund der im theoretischen Teil erläuterten Hintergründe, ist davon 
auszugehen, dass es im Zuge der erhöhten Zuwanderung im Jahr 2015 
einige Veränderungen gab, die sich sowohl auf die Organisation, als auch 
auf die Rolle der Integrationsbeauftragte auswirken. 
  
                                            
53
 Evaluationssoftware bereitgestellt durch die Hochschule Ludwigsburg. 
54
 Mayring , Qualitative Inhaltsanalyse, 2015, S. 19. 
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Für die Datenerhebung wurden vier Experteninterviews mit Integrations-
beauftragten aus Städten unterschiedlicher Größe in Baden-Württemberg 
sowie eine landesweite Online-Umfrage der Integrationsbeauftragten 
durchgeführt. Um eine verwertbare Rücklaufquote zu erhalten, wurde die 
Arbeit in der Tagung des Arbeitskreises Kommunale Integrations-
beauftragte BW in Ludwigsburg im Rahmen einer PowerPoint-
Präsentation vorgestellt und um Teilnahme gebeten. Diese Möglichkeit bot 
sich mir aufgrund meines derzeitigen Praktikums im Büro für Integration 
und Migration, das von der Integrationsbeauftragten der Stadt 
Ludwigsburg und auch Betreuerin dieser Arbeit Frau Anne Kathrin Müller 
geleitet wird.  
Auch von seitens des Städtetages Baden-Württembergs wurde die 
Empfehlung zur Teilnahme ausgesprochen. An der Tagung nahmen ca. 
70 Integrations- und Flüchtlingsbeauftragte aus Baden-Württemberg teil. 
Im Anschluss an die Präsentation wurde eine Teilnehmerliste 
durchgegeben mit der Bitte, Kontaktdaten (Telefon, Email) anzugeben, 
sofern man für ein mögliches Interview oder Fragen zur Verfügung stünde. 
Von den ca. 70 Teilnehmern gaben 25 Personen ihre Kontaktdaten an. 
Aus dieser Liste wurden im Nachgang die Interviewpartner ausgewählt. 
Sowohl bei den Interviewanfragen als auch bei der Versendung der 
schriftlichen Befragung wurde jeweils ein Begleitschreiben beigefügt. Das 
Begleitschreiben enthielt neben einer kurzen Vorstellung, Beschreibung 
der Arbeit und Befragungsmethode einen Teilnahmeschluss und die 
Kontaktdaten bei möglichen Fragen. Die Begleitschreiben für die 
Interviewanfragen wurden individualisiert und das Interesse für ein 




6.1 Erhebungsmethode: Experteninterviews 
Die theoriebegleitende Methode nach Mayring dient der Kontrolle und 
Sicherstellung, dass die wissenschaftliche Befragung einem genauen 
Schema folgt, um so eine vergleichbare Auswertung zu garantieren. Nach 
Mayring gilt die Anwendung der qualitativen Inhaltsanalyse vor allem bei 
Aufgabenfeldern in Einzelfallstudien als ideale Methode55.  
Für die mündliche Befragung wurde die Erhebungsmethode der 
Experteninterviews gewählt. Experten sind „Angehörige einer 
Funktionselite, die über ein besonderes Wissen verfügen“56. Dabei steht 
also nicht der Befragte in seiner Person im Zentrum der Aufmerksamkeit, 
sondern als Repräsentant für ein bestimmtes Handlungsfeld.  
6.1.1 Auswahl der Interviewpartner 
Kriterium für die mündliche Befragung war, dass es sich bei den Experten 
um Integrationsbeauftragte handelt, die aus einer kleinen, einer mittleren 
und einer großen Kommune mit unterschiedlich langer Erfahrung auf dem 
Gebiet der kommunalen Integrationsarbeit. Ebenfalls begrenzte sich die 
Untersuchung auf das Bundesland Baden-Württemberg, sodass nur 
Integrationsbeauftragte einer baden-württembergischen Stadt angefragt 
wurden. 
Folgende Personen konnten für ein Interview gewonnen werden: 
Experte [B1]:  
Der Integrationsbeauftragte der Kleinstadt mit ca. 12.000 Einwohnern ist in 
der Stadt seit ca. drei Monaten tätig (zum Zeitpunkt der Durchführung des 
Interviews).  
  
                                            
55
 Vgl. Mayring 2015, S. 22 f. 
56
 Gläser/Laudel, Experteninterviews und qualitative Inhaltsanalyse, 2010, S.11. 
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Experte [B2]:  
Die Integrationsbeauftragte einer Mittelstadt mit ca. 85.000 Einwohnern ist 
in der Stadt seit ca. 1,5 Jahren als Beauftragte für Gleichstellung und 
Integration tätig (zum Zeitpunkt der Durchführung des Interviews).  
Experte [B3]:  
Die Integrationsbeauftragte einer Großstadt mit ca. 120.000 Einwohnern 
ist in der Stadt seit etwas über einem Jahr als Beauftragte für Integration 
tätig (zum Zeitpunkt der Durchführung des Interviews) in einer Abteilung in 
der ebenfalls der Bereich Partizipation angesiedelt ist.  
Experte [B4]: 
Die Integrationsbeauftragte einer Großstadt mit ca. 600.000 Einwohnern 
ist in der Stadt seit ca. zwölf Jahren als stellvertretende 
Integrationsbeauftragte tätig (zum Zeitpunkt der Durchführung des 
Interviews). 
Aufgrund einer verspäteten Rückmeldung wurde eine vierte Zusage durch 
eine große Kommune akzeptiert. Interviewtermine wurden durch 
persönlichen Kontakt über Email abgesprochen und ein persönliches 
Treffen vereinbart. Es ist zu erwähnen, dass die Präsentation an der 
Tagung zur Vorstellung der Arbeit im Rahmen der Rückmeldungen und 
der Aufgeschlossenheit der Personen als positiv zu bewerten ist. Drei von 
vier angefragten Personen bestätigten, sich an die Vorstellung bei der 
Tagung erinnern zu können und sich als Interviewpartner gerne zur 
Verfügung zu stellen.  
Lediglich eine Person lehnte die Anfrage aufgrund eigener Unsicherheit 
als „neue“ Integrationsbeauftragte, ab. Ein weiterer Interviewpartner 
konnte außerhalb der Mitglieder des Arbeitskreises der 
Integrationsbeauftragten bei einer Infoveranstaltung durch persönlichen 
Kontakt und Austausch gewonnen werden.  
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Die Interviewdauer betrug ca. 20 – 30 Minuten und wurde mit Hilfe eines 
Tonaufnahmegerätes aufgenommen und danach in Schriftform gebracht.  
6.1.2 Entwicklung und Erläuterung des Interviewleitfadens 
Alle mündlichen Befragungen wurden als leitfadengestützte Interviews 
geführt. Dies eröffnet zum einen die Möglichkeit theoretische 
Vorüberlegungen zu berücksichtigen und zum anderen Offenheit des 
Gesprächsverlaufs zu gewährleisten57. Laut Gläser und Laudel bedeutet 
die Durchführung eines leitfadengestützten Interviews auch „einen 
Kommunikationsprozess zu planen und zu gestalten, der an den 
kulturellen Kontext des Befragten angepasst ist und für alle Informationen 
erbringt, die für die Untersuchung benötigt werden“58. Für die Erstellung 
des Leitfadens wurden ausschließlich offene Fragen entwickelt um die 
Offenheit jeder einzelnen Perspektive zu wahren und den Experten die 
Entscheidung der für sie wichtigen Aspekte selbst zu überlassen. Um die 
Vergleichbarkeit der Aussagen zu gewährleisten, enthielt der Leitfaden  
ca. 15 feste Fragen, die bei jedem Interview gestellt wurden. Weitere fünf 
Fragen wurden spezifisch auf die Rahmenbedingungen der jeweiligen 
Kommune angepasst und mit in den Leitfaden aufgenommen. Der 
Leitfaden wurde in die Themenblöcke Rahmenbedingungen, 
Organisationsstruktur und Veränderungen und die persönliche 
Wahrnehmung der eigenen Rolle unterteilt, denen jeweils Fragen 
untergeordnet wurden.  
Um einen guten Gesprächseinstieg zu ermöglichen, begann das Interview 
mit sog. „Warm-Up-Fragen“ die dem ersten Themenblock zugeordnet 
werden können.  
 
 
                                            
57
 Vgl. Gläser/ Laudel 2010, S. 115. 
58
 Ebd. S. 16. 
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Dazu gehörten Informationen zur Kommune (Größe und Anteil der 
Menschen mit Migrationshintergrund), zur Integrationsarbeit (Trennung 
Integrations- und Flüchtlingsarbeit und aktuelle Projekte) und zu dem 
Integrationsbeauftragten persönlich (Dauer der Zugehörigkeit und 
Studienabschluss).  
Im zweiten Themenblock ging es um die Organisationsstruktur und 
Veränderungen, die sich durch die erhöhte Zuwanderung ergeben haben. 
Folgende Fragen wurden dazu gestellt: 
 Wie lange wird Integrationsarbeit schon kommunal gesteuert? 
 Gehört die Flüchtlingsarbeit ebenfalls zum selben Sachgebiet? 
  Welche Vor- oder Nachteile bringt die Koordinierung der 
Integrationsarbeit als Stabsstelle? 
 Ist eine erfolgreiche Integrationsarbeit abhängig von der Größe der 
Kommune? 
 Welche Veränderungen gab es durch die erhöhte Zuwanderung? 
(Strukturen innerhalb der Abteilung/Organisation, Berührungs-
punkte mit anderen Verwaltungsstellen, Interkulturelle Öffnung der 
Verwaltung, Entwicklung neuer Projekte) 
Der letzte Themenblock befasste sich damit, inwiefern die 
Veränderungen innerhalb der Organisation sich die Rolle des 
Integrationsbeauftragten ausgewirkt haben. Dazu wurden folgende 
Fragen gestellt: 
 Haben sich die inhaltlichen Tätigkeitsschwerpunkte verlagert? 
 Ist das Arbeitspensum durch die erhöhte Zuwanderung 
gestiegen? 
 Mit welchen Erwartungen wurde die Stelle begonnen? Wurden 
diese erfüllt? 
 Welche Faktoren motivieren zur Ausübung dieser Tätigkeit? 
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 Gibt es Hürden seitens der Verwaltung, welche die 
Integrationsbeauftragten und ihre Arbeit ausbremsen? (i. S. v. 
Gesetze, Vorschriften, etc.) 
 Sieht der Integrationsbeauftragte sich in seiner Rolle teilweise 
im Zwiespalt allen gerne gerecht zu werden, aber das ist 
sprichwörtlich „eine Kunst die niemand kann“? 
Während des Interviewverlaufs war es möglich, dass Fragen, die nicht im 
Leitfaden aufgeführt waren, gestellt wurden um die Beantwortung der 
Frage zu erzielen oder auf bereits Beantwortetes näher einzugehen59.  
Bei allen Fragen handelte es sich um offene Fragen, da es aufgrund der 
Individualität jeder Kommune und der Unterschiede innerhalb der Stellen 
nicht sinnvoll war, Antwortmöglichkeiten  fest vorzugeben. Nach dem 
Interview erhielten alle Experten ein Schreiben mit der Zusicherung, dass 
alle personenbezogenen Daten in der Auswertung anonymisiert werden, 
keinerlei Aufschlüsse über die Person gemacht werden können und die 
Auswertung der Daten nur zum Zweck der Arbeit dient. Die 
Interviewpartner wurden gebeten dies mit ihrem Einverständnis zu 
unterschreiben. Dies bedeutet, dass die Namen der 
Integrationsbeauftragten und der Städte in anonymisierter Form genannt 
werden, z.B. Experte 1 = Befragter 1 [B1], Anstelle der Stadt = [Name der 
Stadt]. Die Interviewerin wurde mit I abgekürzt.  
6.1.3 Die verwendeten Transkriptionsregeln 
Jedes der geführten Experteninterviews wurde mit einem 
Tonaufnahmegerät aufgenommen und anschließend transkribiert. 
Transkriptionssysteme wie GAT60 oder HIAT61 wurden aufgrund des 
begrenzten Umfangs der Arbeit nicht berücksichtigt. Das Interview wurde 
nach einem vereinfachten Transkriptionssystem in Schriftform gebracht: 
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 Vgl. Gläser/Laudel, 2010, S.42.  
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 Gesprächsanalytisches Transkriptionssystem 
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 Halbinterpretative Arbeitstranskription 
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 Das Interview wurde im sinngemäßen Wortlaut wiedergegeben 
und Dialekte wurden ins Hochdeutsch übersetzt 
 
 Wort- und Satzabbrüche wurden ausgelassen  
 Betonungen wurden in Großbuchstaben gekennzeichnet  
 Gesprochene Zitate wurden in Anführungszeichen vermerkt, 
beispielsweise: Man hört dann oft „Da sind wir nicht zuständig“. 
 Pausen wurden folgendermaßen gekennzeichnet: (Pause) 
 Verständnissignale wie „mhm, aha, hm, äh,..“ wurden nicht 
transkribiert 
 Nonverbale und paraverbale Äußerung wurde im Rahmen der 
Vereinfachung und besseren Leserbarkeit nicht aufgenommen, 
sofern sie nicht für die Auswertung relevant waren 
 Am Ende eines Absatzes wurde eine Zeitmarke eingefügt62. 
Aufgrund des Umfangs der Transskripte, wurden diese der Anlage 
beigefügt. 
6.1.4 Qualitative Analyse nach Mayring (2015) 
Die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring (2015) wurde als 
sozialwissenschaftliche Methode ausgewählt, da sie sich für die 
Auswertung von Interview-Material aufgrund der systematischen Praktik, 
der Verallgemeinerung der Ergebnisse, der Vergleichbarkeit und der 
Nachvollziehbarkeit für Außenstehende ideal eignet63. Die Analyse wird 
nach bestimmten Regeln (regelgeleitet) vorgenommen und das Material 
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 Vgl. Dresing und Pehl, 2011. 
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 Vgl. Mayring 2015, S. 50 ff.  
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 Vgl. Ebd. S. 13. 
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Die Analyse und Interpretation im Sinne der Fragestellung baut auf dem 
erhaltenen Kategoriensystem auf und dementsprechend wichtig ist eine 
sinnvolle Festlegung der Kategorien für die spätere Nachvollziehbarkeit, 
damit die Ergebnisse den Gütekriterien der Objektivität, Reliabilität 
(Zuverlässigkeit) und Validität (Gültigkeit) entsprechen65. 
Die Inhaltsanalyse ist sehr umfangreich und umfasst viele 
Zwischenschritte. Im Rahmen des begrenzten Umfangs dieser Arbeit, wird 
nur auf die wichtigsten Schritte eingegangen.  
6.1.5 Vorbereitung der qualitativen Inhaltsanalyse: Entstehungs-
situation 
Die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring folgt einem 3-Schritte Muster: 
Festlegung des Materials, Analyse der Entstehungssituation und der 
formalen Charakteristika des Materials66.  
Den sogenannten Corpus, welche das Material dieser Arbeit ist, stellen die 
interviewten Personen in ihrer Funktion als Integrationsbeauftragte dar.  
Nach Mayring sollen im zweiten Schritt vor allem die Bedingungen, unter 
denen das Material entstanden ist, beschrieben werden. Diese 
Informationen wurden teilweise schon am Anfang des Kapitels erläutert.   
Alle Interviews wurden innerhalb eines persönlichen Gesprächs geführt, 
dabei fanden drei der Interviews in den jeweiligen Büros der 
Integrationsbeauftragten und ein weiteres fand in den Räumlichkeiten der 
Stadtverwaltung Ludwigsburg statt. Alle Befragten nahmen sich für das 
Interview ausreichend Zeit und waren sichtlich interessiert an dem Thema 
und beantworteten die meisten Fragen sehr ausführlich und wirkten sehr 
vertrauenswürdig. 
Der dritte Schritt ist nach Mayring, die formale Charakterisierung des 
Ausgangsmaterials, welches hier in Form der mündlich geführten 
Interviews vorliegt, die anschließend transkribiert wurden. 
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 Vgl. Ebd. S. 53. 
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 Vgl. Ebd. S. 54 f. 
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6.1.6 Techniken der qualitativen Inhaltsanalyse und angewendetes 
Verfahren 
Für die Analysetechnik stehen zwei Vorgehensweisen zur Verfügung, um 
passende Kategorien zu bilden. Bei der deduktiven Vorgehensweise 
werden die Kategorien aus den „Voruntersuchungen, aus dem bisherigen 
Forschungsstand, aus neu entwickelten Theorien oder Theorienkonzepte 
(…) auf das Material hin entwickelt67“ wohingegen bei der induktiven 
Vorgehensweise die Kategorien „direkt aus dem Material in einem 
Verallgemeinerungsprozess (…) ohne sich auf vorab formulierte 
Theoriekonzepte zu beziehen“68 abgeleitet werden.  
Im Falle dieser Arbeit fiel die Entscheidung auf die induktive 
Analysetechnik. Dies lässt sich dadurch begründen, dass die 
Integrationsbeauftragen bisher noch nicht als Forschungsgegenstand für 
eine Untersuchung herangezogen wurden.  
Durch die Wahl der Zusammenfassung als Analyseform, wird der Inhalt 
auf das Wesentliche reduziert und stellt dennoch „ein Abbild des 
Grundmaterials“69 dar.  
Das Material wird auf folgende Fragen untersucht, aus denen sich die 
Kategorien bilden lassen.  
Untersuchungsfrage 1: Wie hat sich die kommunale Integrationsarbeit im 
Rahmen der erhöhten Zuwanderung entwickelt und welche 
Veränderungen gab es?  
Untersuchungsfrage 2: Welche Auswirkungen ergaben sich auf das 
Rollenverständnis der Integrationsbeauftragten?  
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Die Erreichung des Ziels der zusammenfassenden qualitativen 
Inhaltsanalyse, welche letztendlich eine Interpretation ermöglicht, erfolgt in 
drei Schritten: Der Paraphrasierung, der Generalisierung und der 
Reduktion. 
Schritt 1: Paraphrasierung 
In diesem Schritt werden die auszuwertenden Textstellen „in eine knappe, 
nur auf den Inhalt beschriebene Form umgeschrieben“70. Das induktive 
Verfahren sieht dabei ebenfalls vor, dass Textbestandteile, die für die 
Inhaltsanalyse unwichtig sind wie Ausschmückungen oder 
Wiederholungen weggelassen werden und dass die gewählten Textstellen 
aus Gründen der Übersichtlichkeit in einer grammatikalischen Kurzform 
dargestellt werden71. 
Schritt 2: Generalisierung 
In der Phase der Generalisierung wird eine Verallgemeinerung der 
Paraphrasen durchgeführt, sodass diese auf dem gleichen 
Abstraktionsniveau liegen und der nachfolgende Schritt der Reduktion 
möglich ist72.  
Schritt 3: Reduktion 
In diesem Schritt werden die Textteile auf das Wesentliche reduziert, 
dabei werden bedeutungsgleiche oder nichtssagende Paraphrasen 
gestrichen73. Streichungen in der Generalisierungsphase sind blau 
gekennzeichnet. Durch dieses Vorgehen entsteht damit als Ergebnis der 
qualitativen Inhaltsanalyse „ein System an Kategorien zu einem 
bestimmten Thema, verbunden mit konkreten Textpassagen“74. 
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 Mayring, 2015, S. 71. 
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 Vgl. Ebd.  
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 Vgl. Ebd. S. 71 f. 
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 Vgl. Ebd. 
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 Ebd. S. 87. 
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Die Schrittfolge sowie die Kategorienbildung lassen sich aus den 
Analysetabellen 1 bis 4 zur jeweiligen Untersuchungsfrage sowie den 
Vergleichstabellen 1 bis 5 in der Anlage 31 entnehmen. 
6.2 Erhebungsmethode: Online-Umfrage 
Als quantitativ-statistisches Verfahren wurde die Methode der Online-
Umfrage gewählt. Kriterium für die Teilnahme an der schriftlichen 
Befragung war, dass die Integrationsarbeit zur Aufgabe der Teilnehmer 
gehörte. Für die Erstellung des Fragebogens wurden ebenfalls drei 
Fragegruppen festgelegt, die zum einen auf allgemeine Hintergründe 
eingingen und zum anderen auf Veränderungen, die sich innerhalb der 
Organisation und innerhalb der Rolle ergeben haben. Zur Überprüfung der 
Forschungsmethode dienen wie auch bei der qualitativen 
Erhebungsmethode die bereits genannt die sogenannten Gütekriterien, 
die im Rahmen der Forschung nach der Gültigkeit (Validität), 
Zuverlässigkeit (Reliabilität) und auch der Objektivität der Messung fragen.  
6.2.1 Aufbau und Entwicklung des Fragebogens 
Der Fragebogen enthielt 63 Fragen und Statements, die zu beantworten 
und zu bewerten waren. Der Fragebogen wurde mit Hilfe unterschiedlicher 
Methoden zur Itemkonstruktion, welche die Evaluationssoftware der 
Hochschule anbot, konzipiert. Bei 16 Fragen war eine Einfachwahl 
möglich, sodass unter den vorgegebenen Antworten nur eine 
Antwortmöglichkeit ausgewählt werden konnte. Bei einer Frage konnten 
unter den vorgegebenen Antwortmöglichkeiten beliebig viele ausgewählt 
werden und 17 Fragen wurden als „Offene Fragen“ gestaltet. Das Konzept 
der offenen Frage wurde daher ausgewählt, da je nach Kommune 
Schwerpunkte, Bezeichnungen und Tätigkeiten sehr unterschiedlich sind, 
sodass keine allgemeingültigen Antwortmöglichkeiten gefunden werden 
konnten. Die offenen Fragen wurden im Anschluss nach dem einfachen 
Verfahren des „Offenen Codierens“ kategorisiert. Die dafür erstellten 




Neben den Fragen wurden Statements aufgenommen, die die Befragten 
anhand einer Skala bewerten mussten. Für zehn Statements wurde ein 
Skalenniveau von 1 – 6 erstellt, dabei bedeutet eine Bewertung mit dem 
Wert eins ein geringer oder gar kein Umfang und der Wert sechs ein 
hoher Umfang. Weitere 20 Statements wurden mit einem Skalenniveau 
abgefragt. Dabei galt eine Bewertung mit dem Wert eins, dass die 
Aussage für den Befragten überhaupt nicht zutrifft und die Bewertung mit 
dem Wert zehn für den Befragten voll zutrifft. Eine Enthaltung war in 
diesem Fall ebenfalls möglich. Der Fragebogen wurde in vier 
Themenblöcke kategorisiert. Der erste Themenblock enthielt allgemeine 
Fragen zur Kommune und zur Tätigkeit des Integrationsbeauftragten. 
Dabei ging es vorwiegend um die Größe der Stadt, den Anteil an 
Menschen mit Migrationshintergrund, wie lange die Integrationsarbeit in 
der Kommune verankert ist, welchen Werdegang der Befragte durchlaufen 
hat und welche Faktoren denjenigen für die Bewerbung auf die Tätigkeit 
motiviert haben und wie sich die inhaltlichen Themen gestalten. Der 
zweite Themenblock befasst sich mit den Veränderungen, die sich 
aufgrund der erhöhten Zuwanderung seit 2015 ergeben haben. Dabei liegt 
der Schwerpunkt auf organisatorischen, strukturellen und inhaltlichen 
Veränderungen. Der dritte Block sollte eine persönliche Einschätzung zur 
Wahrnehmung der eigenen Rolle als Integrationsbeauftragter abfragen. 
Dabei wurden Statements zur Zufriedenheit, Arbeitszeit und Anerkennung 
aufgenommen, die die Befragten anhand einer Skala von 1 – 10 (trifft 
überhaupt nicht zu – trifft völlig zu) bewerten mussten. Den letzten Block 
bildeten die persönlichen Angaben, bei denen die Befragten Alter, 





6.2.2 Teilnehmer der Umfrage 
Da es im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich war, die Gesamtheit an 
Integrationsbeauftragten in Baden-Württemberg zu befragen, wurden für 
eine Stichprobe die Integrationsbeauftragten, deren Arbeitgeber Mitglieder 
im Städtetag Baden-Württemberg sind, angefragt. Die Voraussetzung aus 
einer Stichprobe auf die Grundgesamtheit zu schließen, war gegeben, da 
unterschiedlich große Kommunen im Städtetag vertreten sind75. Für die 
Versendung der Online-Umfrage, welche von einer Mitarbeiterin des 
Städtetags weitergeleitet wurde, diente der Verteiler der 
Integrationsbeauftragten des Städtetages mit 111 Mitgliedern im 
Arbeitskreis. Für die Teilnahme wurde den Teilnehmern eine Frist von drei 
Wochen eingeräumt. Nach zwei Wochen wurde eine Erinnerungsmail 
versendet, sodass schlussendlich 37 Integrationsbeauftragte an der 
Befragung teilnahmen. Daraus ergibt sich eine Rücklaufquote von genau 
einem Drittel, sprich 33,3 % der im Städtetag vertretenen 
Integrationsbeauftragten. 
Die Auswertung des Fragebogens lässt sich aus der Anlage 32 
entnehmen. Da die Auswertung auch auf Unterschiede zwischen den 
Größen der Kommunen eingeht, wurden Unterkategorien ausgewertet, die 
den Anlagen 18 bis 20 zu entnehmen sind. 
Darunter waren 27 weibliche Teilnehmer, 10 männliche Teilnehmer und 
eine Teilnahme ohne Geschlechtsangabe. Bezogen auf die Größe 
nahmen vorwiegend Vertreter von Mittelstädten zwischen 25.000 und 
100.000 Einwohnern teil; in Summe 25 Teilnehmer. Sieben Teilnehmer 
kamen aus Kleinstädten unter 25.000 Einwohner und fünf Teilnehmer 
waren Großstädten über 100.000 Einwohner zuzuordnen.  
  
                                            
75
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Der durchschnittliche Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund liegt 
bei kleinen Kommunen bei 17,3 % mit einer Enthaltung, bei mittelgroßen 
Kommunen bei fast 30 %, wobei 2 Kommunen nur den Ausländeranteil 
angegeben haben und 2 Kommunen keine Antwort gaben und bei 
Großstädten bei 42,4 %. 
Zur Altersstruktur lässt sich sagen, dass drei Teilnehmer unter 25 Jahren, 
15 Teilnehmer zwischen 25-35 Jahren, sieben Teilnehmer zwischen 35-50 
Jahren und elf Teilnehmer zwischen 50-60 Jahren alt sind.  
Abbildung 9: Altersstruktur der Befragten 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Es haben 25 Integrationsbeauftragte, zwei Flüchtlingsbeauftragte, acht 
Integrations- und Flüchtlingsbeauftragte und zwei ohne Angabe der 
Stellenbezeichnung teilgenommen. 
62,1 % der Befragten sind mit 100% Stellenumfang eingestellt, 29,7 % mit 




Abbildung 10: Studienabschluss der Befragten 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Mit über 60% haben die meisten Beauftragten einen 
sozialwissenschaftlichen Bildungsweg eingeschlagen. Vereinzelt kommen 
manche aus dem sprach- oder verwaltungswissenschaftlichen Bereich 
oder sind Quereinsteiger mit stark abweichendem Werdegang und 
Berufsweg. 
16 der Befragten haben neben der Integrationsarbeit noch weitere 
Arbeitsschwerpunkte. Darunter wurden häufiger die Seniorenarbeit und 




7 Auswertung der qualitativen und quantitativen 
Erhebung 
Aufgrund des begrenzten Umfangs dieser Arbeit kann nur auf die für die 
Untersuchung relevanten Ergebnisse eingegangen werden. Eine 
Betrachtung über die Fragestellung hinaus ist leider nicht möglich.  
Die Experteninterviews wurden mit Hilfe des in Kapitel sechs bereits 
beschriebenen Verfahrens nach Mayring für die Auswertung kategorisiert. 
Die Auswertung des Online-Fragebogens konnte über das verwendete 
Hochschulprogramm EvaSys vorgenommen werden. Die erhaltenen 
Antworten zu den offenen Fragen wurden je Frage in einer Tabelle (s. 
Anlage 21 bis 25)  dargestellt und kategorisiert.  
7.1 Herausforderungen der Verwaltung 
Die Herausforderungen der Verwaltung ergeben sich vor allem aus den 
geführten Experteninterviews. Unabhängig der Größe der Kommune, 
sehen alle Experten vor allem in der interkulturellen Öffnung der 
Verwaltung eine Herausforderung. In den nächsten Generationen wird der 
Anteil an Migranten immer höher werden und dementsprechend muss 
auch die Verwaltung ihre Dienstleistung auf allen Ebenen anpassen76.  
Zusätzlich spielt die Vernetzung innerhalb der Verwaltung für die 
Integrationsarbeit eine immer größere und wichtigere Rolle. Diese 
funktioniert laut Aussagen in manchen Bereichen sehr gut und in anderen 
etwas zäher. Aussagen wie „Da sind wir nicht zuständig“ „Amtssprache ist 
Deutsch“ und „Die sollen sich gefälligst anpassen“77 kommen immer 
wieder vor und sind nicht förderlich für eine funktionierende 
Willkommenskultur. Gleichzeitig wird in einer anderen Kommune eine 
„lebendige Projektstruktur“, die fachbereichsübergreifend kooperiert und 
vernetzt ist, angesprochen.  
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Voraussetzung und gleichzeitig Herausforderung einer solchen lebendigen 
Projektstruktur ist jedoch, dass diese ständig neu angepasst werden 
muss, da inhaltlich neue Themen hinzukommen und sich die 
Rahmenbedingungen verändern78.   
Kleinere Kommunen stehen vor der Herausforderung, dass vor allem erst 
einmal die Grundbausteine einer kommunal gesteuerten Integrationsarbeit 
gesetzt werden müssen. Strukturen müssen geschaffen, Netzwerke 
aufgebaut und trotz begrenzter Beratungsangebote ein allumfassendes 
Integrationskonzept erstellt werden. Darin sieht der befragte 
Integrationsbeauftragte einer kleinen Kommune auch die Schwierigkeit, 
denn viele Integrationsmaßnahmen wie zum Beispiel Sprachkurse werden 
in größere Städte verlagert obwohl es „Integration vor Ort“ heißt79.  
Durch die erhöhte Zuwanderung und die Trennung von Integrations- und 
Flüchtlingsbeauftragten sieht ein Experte auch die Gefahr der Entstehung 
von Parallelstrukturen, die generell vermieden werden sollten.  
7.2 Inhaltliche Veränderungen 
Im Folgenden werden die Aussagen der Experteninterviews und die 
Antworten aus der schriftlichen Befragung bezüglich der inhaltlichen 
Veränderungen gemeinsam ausgewertet und dargestellt.  
Im Allgemeinen lässt sich in Hinblick auf die enorme und unerwartete 
Zuwanderung von Geflüchteten sagen, dass die Arbeit in diesem Bereich 
sehr stark zugenommen hat. Geflüchtete bilden eine weitere Zielgruppe, 
die zusätzlich zu den Migranten und anderen Zielgruppen unterschiedliche 
Bedürfnisse haben und teilweise andere Unterstützung benötigen. Man 
spricht hier von einer Verlagerung der Arbeitsschwerpunkte. 
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Die Mehrheit der mündlich befragten Experten bestätigt diese 
Feststellung. In einem Interview heißt es: „Ich kann mich noch an das 
Vorstellungsgespräch erinnern und da war die Flüchtlingsarbeit nicht das 
Schwerpunktthema. Das hat sich dann aber ziemlich schnell so 
entwickelt“80. Auch bei der schriftlichen Befragung, gaben 26 Personen an, 
dass sich der Inhalt ihrer Tätigkeit verändert hat. 
Bis auf einen Experten, koordinieren alle anderen ebenfalls die 
Flüchtlingsarbeit. Inhaltlich werden nun vorwiegend 
Integrationsmaßnahmen und Projekte für Geflüchtete in die Wege geleitet. 
In einer Kommune konnten Projekte, die es bereits gab, auf die neue 
Zielgruppe übertragen werden81. 
Dies hat den Nachteil, dass Projekte, Vorhaben und 
Integrationsmaßnahmen für andere Zielgruppen in den Hintergrund rücken 
und oftmals verschoben werden müssen. Auch 81% der Teilnehmer an 
der Online-Umfrage bestätigen dies mit einer Bewertung von 8,5 (10 = trifft 
völlig zu). Auf die Frage nach abweichenden Arbeitsschwerpunkten 
nennen einige die Flüchtlingsarbeit und in diesem Rahmen sogar 
Aufgaben der Unterbringung und Einweisung in Wohnungen.  
Betrachtet man die gesetzlichen „typischen“ Aufgaben der 
Integrationsbeauftragten, die sich aus § 14 PartIntG BW ergeben, so stellt 
man fest, dass diese auch mit den tatsächlichen Aufgaben 
übereinstimmen, was daran liegen könnte, dass die acht genannten 
Tätigkeitsschwerpunkte sehr allgemein formuliert sind. Auch stellt das 
Gesetz den Städten und Landkreisen frei, „Art und Umfang der Aufgaben“ 
selbst zu gestalten. Bei der Befragung wird deutlich, dass Schwerpunkte 
vor allem in der Koordinierung und Steuerung, Mitwirkung am 
Integrationsausschuss oder –rat, sowie in der Berichterstattung für 
kommunale Gremien liegen. Weniger geht es bei der inhaltlichen Tätigkeit 
um Einzelfallberatungen.  
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Sieben Personen sind der Meinung, dass die gesetzlichen Aufgaben von 
den tatsächlichen abweichen. 26 Personen hingegen verneinen die Frage. 
Als abweichende Tätigkeitsschwerpunkte werden neben der 
Flüchtlingsarbeit, vor allem Netzwerkarbeit und Öffentlichkeitsarbeit 
mehrfach genannt. 
7.3 Strukturelle Veränderungen 
Strukturelle Veränderungen beziehen sich auf Veränderungen, die sich 
innerhalb der Organisation oder innerhalb der Position ergeben haben. 
Vermehrt geht es dabei um die personelle Umstrukturierung des Teams. 
Dazu gehören vorwiegend die Errichtung neuer Stellen und die 
Aufstockung von bereits vorhandenen Stellen. Vereinzelt gibt es auch 
Veränderungen, die mit der Gesamtstruktur der Verwaltungsorganisation 
zusammenhängen.  
Bei den interviewten Personen wurden nur wenige strukturelle 
Veränderungen vorgenommen. Wie auch bei vielen Befragten der Online-
Umfrage, ist die generelle Schaffung der Stelle wie auch bei B1 die 
einzige strukturelle Veränderung. Bei B2 wurde zusätzlich eine Stelle 
geschaffen, die für die Koordinierung des Ehrenamts im Flüchtlingsbereich 
tätig ist; diese trägt jedoch nicht die Bezeichnung eines 
Flüchtlingsbeauftragten. In einer Kommune (B4) gab es größere 
strukturelle Veränderung. Dort wurde die Verwaltungsstruktur 
dahingehend verändert, dass Bereiche wie Jobcenter, Soziales und 
Integration gemeinsam dem Sozialreferat des Bürgermeisters und nicht 
wie zuvor dem Oberbürgermeister zugeordnet wurden. Dies soll eine 
stärkere Vernetzung und engere Zusammenarbeit der 
zusammenhängenden Themen schaffen82. 
In der Auswertung der Online-Umfrage zeigt sich, dass viele Personen die 
Stelle der Integrationsarbeit seit weniger als zwei Jahre ausüben und 
daher inhaltliche Veränderungen nur wenig bewerten können. 
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Von den insgesamt 17 Personen, die seit weniger als zwei Jahre die 
Tätigkeit der Integrationsarbeit übernehmen, sind alleine vier aus kleinen 
Kommunen, zwölf aus mittelgroßen Kommunen und eine aus einer 
Großstadt. 
Abbildung 11: Integrationsarbeit in der Kommune 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Etwas über 60 % der mündlich Befragten gaben an, dass in ihrer 
Kommune sowohl organisatorische und strukturelle Veränderungen 
vorgenommen wurden, als auch die finanzielle Struktur sich verändert hat. 
Auf die Frage, ob sich die kommunale Integrationsarbeit im Organigramm 




Abbildung 12: Personelle Veränderungen 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Die dargestellte Abbildung zeigt die Entwicklung der Personalstrukturen. 
Dabei ist zu erwähnen, dass die Frage „Mit wie vielen Stellen war in Team 
vor 2015 besetzt“ von 34 Befragten beantwortet wurde und die Frage „Mit 
wie vielen Stellen ist Ihr Team jetzt besetzt?“ von 36 Befragten. Die 
Abbildung zeigt deutlich, dass insgesamt viele Stellen geschaffen oder 
aufgestockt wurden. Konkret lässt sich das bei Stellen im Bereich 
zwischen 0,5 und 2,0 Stellenanteile erkennen. Wo es vor 2015 in der 
Integrationsarbeit noch sehr viele Stellen im Bereich 0,5 – 1,0 
Stellenanteile gab, gibt es nun sehr viele Kommunen die ihre 
Integrationsarbeit auf mehr als eine bis hin zu zwei Stellen aufgestockt 
haben. Vor allem im Bereich der Flüchtlingsarbeit wurden Stellen für 
Flüchtlingsbeauftragte eingerichtet. 
Trotz Erhöhung der Stellenanteile gaben 20 Personen an, dass das 
Personal für die momentanen Aufgaben nicht ausreicht und eine weitere 




Abbildung 13: Benötigtes Personal 
  
Quelle: Eigene Darstellung 
Der vermehrte Bedarf an Projekten und Integrationsmaßnahmen für 
verschiedene Zielgruppen wirkt sich bei vielen Kommunen auch auf das 
Budget aus. 19  Personen bestätigen einen Anstieg ihres Budgets, 13 
verneinen einen Anstieg.  
Abbildung 14: Anstieg des Budgets 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Grund für das gestiegene Budget ist bei 13 Kommunen die Erhöhung der 
kommunalen Mittel und bei sieben die Förderung durch das Ministerium. 
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Bei 14 Kommunen sind weitere Veränderungen geplant bei denen es 
hauptsächlich um die personelle Erweiterung geht83. 
7.4 Stellungnahmen zur Situation der Integrationsarbeit 
Im Folgenden werden die Stellungnahmen der Integrationsbeauftragten 
zur Integrationsarbeit in den Kommunen erörtert. Dabei werden sowohl 
allgemeine Einschätzungen zur Integrationsarbeit aufgezeigt als auch die 
spezifische Betrachtung der eigenen Kommune. Für die Auswertung der 
Interviews wird dabei die Vergleichstabelle 484 der Anlage 31 
herangezogen.  
Wie bereits angesprochen, haben viele Kommunen die Möglichkeit 
wahrgenommen im Rahmen der „VwV-Integration“ Stellen für Integrations- 
und Flüchtlingsbeauftragte zu schaffen. Die Schaffung dieser vielen 
Stellen wird allgemein als sehr positiv bewertet. In einigen Kommunen hat 
man in diesem Sinne auch die Flüchtlingsarbeit von der Integrationsarbeit 
getrennt. Die Meinungen inwiefern eine solche Trennung Sinn oder keinen 
Sinn macht, sind ganz unterschiedlich. Eine Expertin ist keine 
Befürworterin einer Trennung, da es sich bei der Integrations- und 
Flüchtlingsarbeit um ein Sachgebiet handelt85 und Programme 
themenspezifisch und nicht statusspezifisch durchgeführt werden sollten. 
Der Experte einer kleinen Kommune hält dahingegen eine Trennung 
ausschließlich in großen Städten aufgrund der Vielzahl an Aufgaben für 
sinnvoll. Betrachtet man die Ergebnisse der schriftlichen Befragung, so ist 
die Integrations- und Flüchtlingsarbeit bei 20 Kommunen in Personalunion 
und bei 16 Kommunen getrennt. Auf die Frage inwiefern eine Trennung für 
sinnvoll erachtet wird, befürworten dies 16 Personen, wohingegen 20 die 
Frage verneinen. Es ist denkbar, dass Beauftragte, die beide 
Themengebiete verwalten, dies auch für sinnvoll erachten und Beauftragte 
die nur für ein Themengebiet zuständig sind, eine Trennung für sinnvoll 
halten.   
                                            
83
 Vgl. Analysetabelle 5 Online-Umfrage, Anlage 25. 
84
 s. S. 18. 
85
 Vgl. Vergleichstabelle 4: B4, S. 18. 
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Folgende Argumente wurden vermehrt für eine Trennung angeführt86:  
 Flüchtlingsarbeit benötigt Spezialisten 
 Arbeitsmenge zu hoch 
 Anderweitige Integrationsarbeit rückt in den Hintergrund 
 Personelle Trennung sinnvoll, aber enge Vernetzung ist 
Voraussetzung 
Folgende Argumente wurden vermehrt gegen eine Trennung angeführt:  
 Gleiches Integrationsprinzip 
 Gleicher Aufgabenbereich 
 Gefahr von Parallelstrukturen 
 Viele Schnittstellen 
Drei der vier Experten sind mit ihrer Abteilung als Stabsstelle verankert 
und äußerten sich diesbezüglich sehr positiv. Die Stabsstelle schafft kurze 
Entscheidungswege, verleiht der Integrationsarbeit einen hohen 
Stellenwert, „wird zur Chefsache“87 und ermöglicht Begegnungen auf 
Augenhöhe in den oberen Verwaltungsebenen88. Insgesamt ist die 
Integrationsarbeit jedoch häufiger in einem Fachbereich untergliedert, wie 
es auch bei der Mehrheit der mündlich Befragten (27) der Fall ist. Unter 
den sechs Kommunen, in denen die Integrationsarbeit als Stabsstelle 
verankert ist, sind vier mittelgroße Städte und zwei große Städte. 
  
                                            
86
 Vgl. Analysetabelle 4 Online-Umfrage, Anlage 24. 
87
 Vgl. Experteninterview B3, S.2. 
88
 Vgl. Vergleichstabelle T4. 
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7.5 Wahrnehmung der eigenen Rolle 
Das folgende Kapitel befasst sich mit der Rolle der 
Integrationsbeauftragten und wie diese ihre Rolle persönlich wahrnehmen. 
Dabei wurde schwerpunktmäßig untersucht, ob sich die Arbeitsbelastung, 
Zufriedenheit, die Motivation, die Freizeitgestaltung und die Erwartungen 
im Rahmen der Tätigkeit in der Integrationsarbeit verändert haben oder 
sogar ein Rollenkonflikt entstanden ist. Zur Auswertung werden die 
Vergleichstabelle T5 der Experteninterviews sowie die bewerteten 
Statements des dritten Themenblocks der schriftlichen Befragung 
herangezogen.  
Arbeitsbelastung 
Das persönliche Gespräch mit einigen Integrationsbeauftragten im 
Rahmen der Experteninterviews hat ganz klar deutlich gemacht, dass die 
erhöhte Zuwanderung speziell von Geflüchteten eine enorme 
organisatorische aber auch individuelle Herausforderung darstellt und die 
Erwartungen an die Integrationsbeauftragten seitens der Stadtgesellschaft 
sehr hoch sind89.  
Drei der vier Experten bestätigen, dass die Integrationsarbeit für 
Geflüchtete enorm gestiegen ist, aber dennoch große Bemühungen 
unternommen werden, allen Zielgruppen gerecht zu werden. Dennoch ist 
auch das Bewusstsein da, dass Prioritäten gesetzt werden müssen und 
ein diplomatisches Gespür sehr wichtig ist90. Auch 22 der befragten 
Personen bewerten das Statement „Durch die erhöhte Zuwanderung ist 
mein Arbeitspensum deutlich gestiegen“ mit durchschnittlich 9,4 von 1091. 
  
                                            
89
 Vgl. Vergleichstabelle 5: B3, S.19. 
90
 Ebd. B2 und B4. 
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Über die Zufriedenheit lässt sich die Aussage treffen, dass die Meisten mit 
ihrer Tätigkeit durchaus zufrieden sind. Die durchschnittliche Bewertung 
liegt bei acht, wobei die meisten Bewertungen im oberen Drittel liegen 
(zwischen 7-10)92. Gründe dafür könnten die Gestaltungsfreiheit und 
kreativen Spielräume sein, welche die Beauftragten in der 
Integrationsarbeit haben. Die Tätigkeit ist sehr vielseitig und 
abwechslungsreich und in vielen Kommunen flexibel gestaltbar. Die 
Möglichkeit eigene Ideen umzusetzen wurde mit durchschnittlich 8,2  
bewertet93. 
Motivation 
Bei Motivationsfaktoren unterscheidet man zwischen der extrinsischen 
Motivation und der intrinsischen Motivation94. Die extrinsischen Faktoren 
sind die „äußerlichen“ Faktoren, die eine Person für eine Tätigkeit 
motivieren. Dazu gehören beispielsweise die Anerkennung, die 
Aufstiegsmöglichkeiten, das Gehalt, die Sicherheit oder das Ansehen. Die 
intrinsischen Faktoren hingegen motivieren eine Person von „Innen“. 
Darunter fällt zum Beispiel das Potenzial der Selbstverwirklichung und 
Weiterentwicklung, die Eigenständigkeit oder die 
Verantwortungsübernahme.  
In den Auswertungen der Befragungen sind es eher die intrinsischen 
Faktoren, welche die Integrationsbeauftragten für die Tätigkeit motivieren. 
Häufig genannt werden Erfahrung, Gefallen an der Basisarbeit 
(Koordinierung, Steuerung und Konzeption), Integrationsarbeit als 
persönliches Anliegen, die berufliche Herausforderung und die 
Gestaltungsfreiheit. Lediglich zwei Personen nennen die 
Aufstiegschancen und die Stellenbewertung als Motivationsgrund95. 
                                            
92
 Vgl. ebd. Nr. 3.1. 
93
 Vgl. ebd. Nr. 3.5. 
94
 Graumann, 1977 zitiert bei Schäfer, 2010, S.142. 
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Bezüglich der Work-Life-Balance spalten sich die Meinungen der 
Integrationsbeauftragten. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
bewerten zehn Personen mit dem Höchstwert 10 als schwierig96. Auch 
Hobbies kommen bei der Mehrheit vor allem in letzter Zeit deutlich zu 
kurz97. Dies lässt sich auf die oftmals nicht zu den üblichen Dienststunden 
stattfindenden Aufgaben zurückführen, da die Beauftragten auch an 
Abenden und Wochenenden viele Termine wahrnehmen müssen. Knapp 
über die Hälfte vernachlässigen eigene soziale Netzwerke aufgrund der 
Tätigkeit98. Zwischen Arbeit und Privatem kann jedoch mehr als die Hälfte 
trennen99. Die Work-Life-Balance bewertet mehr als die Hälfte als nicht 
optimal100. 
Abbildung 15: Bewertung der Freizeitgestaltung 
 
Quelle: Eigene Darstellung  
  
                                            
96
 Vgl. Auswertungsdokument – Online-Befragung, Nr. 3.12. 
97
 Vgl. Ebd. Nr. 3.10. 
98
 Vgl. ebd. Nr. 3.14. 
99
 Vgl. Ebd. Nr. 3.15. 
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Bei der Untersuchung, ob ein Rollenwechsel und daher möglicher Konflikt 
bei Integrationsbeauftragten innerhalb der Tätigkeit vorliegt, gehen die 
Aussagen weit auseinander. 14 Personen geben an, eher nicht zwischen 
verschiedenen Rollen wechseln zu müssen. 23 Personen sehen sich in 
der oberen Hälfte der Bewertungsskala zwischen 6 bis 10, fünf davon 
beurteilen dieses Statement sogar mit der Wertung 10101 (10=trifft voll zu). 
28 Befragte sind der Meinung, dass sie ihrer Rolle / ihren Rollen mit einer 
Bewertung im oberen Drittel gerecht werden102. Lediglich zwei Personen 
kleinen Kommunen bewerten dieses Statement mit einer 4 (1= trifft 
überhaupt nicht zu).  
Um dies auch zukünftig zu garantieren, erachtet die Mehrheit eine 
Weiterbildung für sinnvoll103. Das Gefühl, der eigenen Rolle gerecht zu 
werden, kann durch die positive Rückmeldung zur Anerkennung und 
Verständnis für die Tätigkeit verstärkt werden104. Mehr als die Hälfte würde 
sich dennoch gerne in manchen Situationen bestimmten Regelungen und 
Gesetzen, die sie innerhalb ihrer Rolle und Tätigkeit befolgen müssen, 
hinwegsetzen105.  
Erwartungen 
Vor allem Integrationsbeauftragte, deren Stelle neu geschaffen wurde, 
stellen ganz unterschiedliche Erwartungen an die Tätigkeit und stehen vor 
der Herausforderung eine Integrationsstruktur ohne Erfahrungswerte 
aufbauen zu müssen106. Viele Integrationsbeauftragte kommen aus dem 
sozialwissenschaftlichen und pädagogischen Bereich und sind an die 
Verwaltungsstruktur und die bürokratischen Abläufe nicht gewohnt. 
  
                                            
101
 Vgl. Ebd. Nr. 3.2. 
102
 Vgl. Ebd. Nr. 3.3. 
103
 Vgl. Ebd. Nr. 3.16. 
104
 Vgl. Ebd. Nr. 3.4 u. Nr. 3.17. 
105
 Vgl. Ebd. Nr. 3.20. 
106
 Vgl. Experteninterview B1, Anlage 26, S.9. 
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 „Bürokratie hindert Integration […]“107 heißt in dem Interview mit dem 
Integrationsbeauftragten einer kleinen Kommune und dennoch braucht 
eine erfolgreiche Integrationsarbeit eine gute Struktur und Koordinierung. 
Eine weitere Expertin hat vor allem erwartet, sehr viel mit Migranten zu 
arbeiten und weniger dass sie als Integrationsbeauftragte auch 
Vermittlerin zwischen verschiedenen Gesellschaftsgruppen ist108. 
Im Allgemeinen haben die Befragten gegenüber ihren Erwartungen und 
deren Erfüllung eine vorwiegend positive Meinung109.  
  
                                            
107
 Ebd. S.7. 
108
 Vgl. Vergleichstabelle 5: B3, S. 19. 
109
 Vgl. Auswertungsdokument, Nr. 3.19. 
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8 Hypothesenprüfung und Fazit 
Zum Abschluss dieser Arbeit werden die anfangs aufgestellten 
Hypothesen anhand der Untersuchungsergebnisse geprüft und entweder 
bestätigt oder verneint. Im Anschluss daran werden im Fazit alle 
gewonnenen Erkenntnisse zusammengefasst dargestellt. 
Die Hypothese, dass der Arbeitsaufwand erheblich gestiegen ist, kann 
bestätigt werden. Dies begründet sich v. a. auf die enorm gestiegene 
Zuwanderung durch Geflüchtete im Jahr 2015. „Das fühlt sich für mich an, 
als wäre noch ein dritter Schwerpunkt hinzugekommen“110, heißt es in 
einem Interview. In diesem Sinne hat sich auch die Breite an Akteuren, mit 
denen die Integrationsbeauftragten zusammenarbeiten deutlich vergrößert 
- Bürger wollen sich informieren oder ehrenamtlich engagieren, 
Organisationen wollen unterstützen oder bei Projekten kooperieren, 
Unternehmen möchten ihre Unternehmenskultur anpassen und benötigen 
Unterstützung sich Migrantengruppen weiter zu öffnen und viele andere 
Verwaltungsstellen haben Fragen und Anregungen. Gleichzeitig steigt 
durch die erhöhte Zuwanderung auch der Bedarf an neuen und weiteren 
Integrationsmaßnahmen.  
Ein Intra-Rollenkonflikt ist hingegen vorhanden, dass vor allem den Rollen 
außerhalb der Tätigkeit als Integrationsbeauftragter nicht mehr 
ausreichend gerecht werden kann. Die Auswertung zeigt, dass insgesamt 
die schlechtesten Bewertungen bei den Statements über die 
Freizeitgestaltung und die Zeit für eigene soziale Netzwerke abgegeben 
wurden. Ob ein Inter-Rollenkonflikt innerhalb der Rolle als 
Integrationsbeauftragter entstanden ist, kann nicht festgestellt werden, da 
die meisten bestätigen, ihrer Rolle gerecht werden zu können. Um die 
Rolle weiterhin gut auszuüben und die Aufgaben auch weiterhin erfüllen 
zu können, sehen die meisten regelmäßige Weiterbildungen als sinnvoll 
an.  
                                            
110
 Experteninterview B2, Anlage 27, S. 7. 
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Die aufgestellte Hypothese, dass v. a. kleinere Kommunen (unter 25.000 
EW) Integrationsbeauftragte neu eingestellt haben, konnte bei fünf 
Kommunen bestätigt werden, jedoch waren lediglich insgesamt nur sieben 
Personen aus einer kleinen Kommune bei der Befragung vertreten. 
Dahingegen wurden bei den mittelgroßen Städten (bis 100.000 EW) von 
25 vertretenen Kommunen zwölf Integrationsbeauftragte seit 2015 
eingestellt. Von diesen zwölf Einstellungen wurden neun Stellen erst in 
den vergangenen Jahren geschaffen. Die restlichen 16 Stellen gab es 
bereits vor 2015. Dies bestätigt die Überlegung, dass mittelgroße Städte 
bereits seit Längerem die Integrationsarbeit kommunal steuern.  
Die Auswertung zeigt, dass die allgemeine Zufriedenheit mit der Tätigkeit 
immer noch positiv bewertet wird. 
Im Allgemeinen lässt sich sagen, dass die erhöhte Zuwanderung auf zwei 
verschiedenen Ebenen Veränderungen hervorgebracht hat. Zum einen auf 
der Ebene der Verwaltungsorganisation und zum anderen auf der Ebene 
der Integrationsbeauftragten selbst. Auf der Ebene der 
Verwaltungsorganisation sind es vor allem strukturelle Veränderungen. 
Dazu zählt hauptsächlich die personelle Entwicklung. Viele Kommunen, 
welche die Integrationsarbeit bereits verankert hatten, haben weitere 
Stellen geschaffen oder bereits vorhandene aufgestockt.  
Kommunen, in welchen die Integrationsarbeit neu als kommunale Aufgabe 
aufgenommen wurde, haben neue Stellen geschaffen und in die 
Verwaltungsstruktur aufgenommen. Strukturelle Veränderungen im 
Aufbau der Verwaltung wurden in manchen Kommunen ebenfalls 
vorgenommen indem die Integrationsarbeit beispielsweise einem anderen 
Amt zugeordnet wurde.  
Wie bereits schon mehrfach erwähnt, hat sich die erhöhte Zuwanderung 
auch bei den Integrationsbeauftragten spürbar gemacht. Zu den bereits 
vorhandenen Aufgaben kam zusätzlich die Integrationsarbeit für 
Geflüchtete dazu.  
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Dieser Mehraufwand ist für viele nur mit Abstrichen zu schaffen. In einem 
Interview heißt es: „Ich kann manches nur noch antippen und nicht mehr 
so sehr in die Tiefe gehen. Ich versuche den Überblick zu bewahren und 
mir zu sagen, dass ich das irgendwann auch anpacken werde“111. Viele 
Aufgaben und Projekte, die man sich vorgenommen hat, müssen 
verschoben werden. Diese Tatsache müssen sowohl die Beauftragten 
hinnehmen als auch die Zielgruppen akzeptieren.   
Das Land und viele Kommunen haben den Integrationsbedarf, wenn auch 
verspätet, erkannt und Möglichkeiten zur Entlastung und Steuerung der 
kommunalen Integrationsarbeit geschaffen. Die Errichtung vieler Stellen 
für den Themenbereich der Flüchtlinge schafft zwar auf der einen Seite 
eine Entlastung, bringt jedoch auf der anderen Seite die Gefahr von 
Parallelstrukturen. Laut einiger Beauftragten ist eine Trennung sinnvoll 
unter der Voraussetzung, dass eine enge Vernetzung besteht oder die 
Trennung rein personell geschieht. Bei allen Experteninterviews war es 
sichtlich spürbar, dass die Integrationsarbeit ein persönliches Anliegen der 
Beauftragten ist. Auch die Auswertung der schriftlichen Befragung 
bestätigte dies.  
Vor allem aufgrund der medialen Präsenz um das Thema Integration, ist 
auf der einen Seite viel bewegt und ermöglicht worden, wodurch dem 
Thema auch ein ganz anderer Stellenwert als noch vor einigen Jahren 
verliehen worden.  
Auf der anderen Seite wird von den Integrationsbeauftragten immer mehr 
Einsatz, Engagement  und Hingabe verlangt. Dieser Aufschwung ist 
jedoch generell als positiv zu bewerten. Die wachsende Offenheit der 
Stadtgesellschaft, der Organisationen, Unternehmen und vieler anderer 
eröffnet den Integrationsbeauftragten Integrationsnetzwerke auf 
verschiedenen Ebenen und für viele verschiedene Zielgruppen 
aufzubauen.  
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 Experteninterview B2, Anlage 27, S.9. 
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Auch die Interkulturelle Öffnung auf Seiten der Verwaltung schreitet voran 
und wird von immer mehr Verwaltungsstellen als wichtig erachtet. Die 
rückgängigen Zahlen der Zuwanderung ermöglicht den 
Integrationsbeauftragten nun die Vielzahl von Angeboten und 
Möglichkeiten gezielt zu steuern und nachhaltig zu installieren sowie 
Synergieeffekte auszunutzen und Netzwerke zu schaffen.  
Das Verständnis der Rolle eines Integrationsbeauftragten hat sich 
dahingegen verändert, dass sie einen viel höheren Stellenwert in der 
Verwaltung und auch Gesellschaft erhalten hat. Dies bringt natürlich die 
bereits genannten Herausforderungen mit sich lässt auch den Druck, der 
auf den Beauftragten lastet, steigen. Dennoch scheint es nicht, als habe 
die erhöhte Zuwanderung viele negative Auswirkungen auf die Rolle. 
Eine erfolgreiche Integration ist kein messbarer oder konkret sichtbarer 
Zustand. Sie erfolgt Schritt für Schritt auf verschiedenen Ebenen und 
umso wichtiger ist daher die Arbeit der Integrationsbeauftragten für eine 
gleichberechtigte Teilhabe alle Menschen unabhängig ihrer Nationalität. 
Um das Ziel zu erreichen ist jedoch die Unterstützung und Offenheit einer 
Vielzahl von Akteuren notwendig. 
Zum Abschluss möchte ich eine Expertin zitieren, die den Schlüssel einer 
erfolgreichen Integrationsarbeit nennt: 
„Wir haben […] alle mit ins Boot geholt“112.  
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